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I. Einleitung und Problemstellung 
1. Ausgangslage 
Thomas Gächter 
Ist es nach Schweizer Recht überhaupt möglich, in einer Aktiengesellschaft 
Alleinaktionär zu sein? Kann man in einer Gesellschaft angestellt sein, die 
man wirtschaftlich selbst zu 100 Prozent beherrscht? Wie ist es aus der Sicht 
des Arbeits-, Steuer- und Sozialversicherungsrechts zu beurteilen, wenn eine 
natürliche Person fur ihre «eigene» AG tätig ist? Sind damit mehr Vorteile 
oder mehr Nachteile verbunden? 
Diese und viele weitere Fragen stellen sich fur zahlreiche Kleinbetriebe, 
wenn sie nach einem geeigneten Rechtskleid fur ihre wirtschaftliche Tätig-
keit suchen und dabei die Vor- und Nachteile der verschiedenen Lösungen 
abwägen müssen. Für den Bereich des Sozialversicherungsrechts sollen hier 
die rechtlichen Eckpunkte einer solchen Entscheidung fur oder gegen die 
Wahl einer Einpersonen-AG skizziert werden. 
Das Thema dieser Abhandlung scheint eng gesteckt zu sein. Die Verbreitung 
von Einpersonen-Kapitalgesellschaften in der schweizerischen Praxis ist je-
doch sehr gross. Die letzte Betriebszählung des Bundesamts fur Statistik aus 
dem Jahr 2001 hat fur die Rechtsform der AG ergeben, dass von rund 
83'000 erfassten Betrieben gegen 16'000 weniger als zwei Vollzeitbeschäf-
tigte aufweisen. Andere Schätzungen gehen davon aus, dass es sich bei mehr 
als der Hälfte aller schweizerischen Aktiengesellschaften um Einpersonen-
Gesellschaften handelt. 1 
Innerhalb des - als Rechtgebiet noch nicht abschliessend verfestigten -
KMU-Rechts geht es um ein eindeutiges «K>>-Thema, also ein Anliegen 
kleinster Betriebe. 
Z. B . N. MEYER, S. 242. 
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2. Thematische Eingrenzung 
a) Einpersonen-AG 
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In der bundesgerichtliehen Rechtsprechung ist die Definition der Einper-
sonen-AG weiter gefasst, als man nach dem strikten Wortlaut vermuten 
könnte. Als Einpersonen-AG gelten nach dieser Definition Unternehmen, bei 
denen die Verfügungsmacht ausschliesslich dem Allein- oder Hauptaktionär 
zusteht und die aufgrund der vollständigen Übereinstimmung der Interessen 
der AG und ihres Allein- oder Hauptaktionärs mit diesem wirtschaftlich 
identisch sind? 
Im vorliegenden Zusammenhang interessiert vor allem die Konstruktion, in 
welcher das Aktienkapital der Einpersonen-AG vollständig von einem ein-
zigen (Allein-)Aktionär3 gehalten wird. Gerade diese wirtschaftliche Iden-
tität zwischen der Gesellschaft und ihrer einzigen Aktionärin lässt die 
Besonderheiten der Fragestellung deutlich hervortreten. Selbstverständlich 
gelten die Ausfuhrungen aber sinngernäss auch fur Einpersonengesellschaf-
ten, in denen noch ein Aktienanteil von weiteren (Stroh-)Männem gehalten 
wird, die Hauptaktionärin aber faktisch die alleinige Verfugungsmacht 
ausübt. 
b) Natürliche Personen als Alleinaktionäre und 
einzige Mitarbeiter 
In der Praxis lassen sich zwei typische Arten der Einpersonen-AG unter-
scheiden: Die als Einzelunternehmen mit beschränkter Haftung gefuhrte AG 
einer Privatperson sowie die von der Muttergesellschaft beherrschte Tochter-
gesellschaft eines Konzems.4 
BAUDENBACHER, Art. 625 OR, Rz. 21, mit Hinweisen auf die bundesgerichtliche Recht-
sprechung. Siehe auch fORSTMOSER!MEIER-HAYOz!NOBEL, § 62, N. 28. 
Aus Gründen der besseren Lesbarkeit werden im Folgenden die Personen in der Regel nur 
in einer Geschlechtsform genannt, wobei zwischen der weiblichen und der männlichen 
Form abgewechselt wird. 
BAUDENBACHER, Art. 625 OR, Rz. 21; FORSTMOSER!MEIER-HAYOz!NOBEL, § 62, N. 27, 
37 f. 
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Aus sozialversicherungsrechtlicher Sicht ergeben sich vor allem bei der als 
Einzelunternehmen mit beschränkter Haftung geführten Einpersonen-AG 
Besonderheiten, weshalb diese Form der Einpersonen-AG im Zentrum der 
Betrachtung steht. Alle Besonderheiten kommen jedoch nur zum Ausdruck, 
wenn die Alleinaktionärin zugleich auch einzige Mitarbeiterin der Gesell-
schaft ist.5 Im Folgenden werden die Erörterungen deshalb auf diese Kon-
stellation eingeschränkt. 
Selbstverständlich können sich aber auch im Zusammenhang mit der an-
deren Form der Einpersonen-AG, also der Tochtergesellschaft im Konzern, 
sozialversicherungsrechtliche Fragen stellen. Dies vor allem dann, wenn eine 
Tochtergesellschaft in Konkurs fällt und Beitragsforderungen der Sozial-
versicherungen ungedeckt bleiben. Es geht dort in erster Linie um das Pro-
blem, ob und in welchem Umfang für die Deckung dieser Forderungen auf 
die Muttergesellschaft als faktisches Organ der Tochter zurückgegriffen wer-
den kann. Für die Erörterung dieser Fragestellung verbleibt im Rahmen der 
vorliegenden Abhandlung indes kein Raum. 
c) Weitere Formen juristischer Personen 
Die Einpersonen-AG ist in der Praxis stärker verbreitet als andere Ge-
sellschaftsformen, die allenfalls auch von einer Einzelperson dominiert wer-
den. Seit der Aktienrechtsrevision von 1992 und der mit dieser verbundenen 
Erhöhung des Mindestkapitals auf Fr. 100'000.- ist insbesondere die Ein-
personen-GmbH stark im Vormarsch. Die nachfolgenden Ausführungen sind 
auf diese Gesellschaftsform sinngernäss anwendbar. 
3. Fragestellung und Vorgehen 
Aus juristischer Sicht ist bei der Konstruktion der Einpersonen-AG vor al-
lem die Problematik von Interesse, dass ein Alleinaktionär durch ihre Grün-
dung eine (faktische) Verdoppelung seiner Rechtspersönlichkeit bewirken 
Mit Ausnahme der steuerrechtliehen Behandlung der Beiträge an die berufliche Vorsorge 
macht es indes keinen Unterschied, ob neben der Alleinaktionärin auch noch andere Per-
sonen im Betrieb beschäftigt sind. Siehe hinten, Ziff. VI. 3. 
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kann. Diese Verdoppelung fuhrt zu einer Differenz zwischen der wirtschaft-
lichen Realität und der formal-juristischen Rechtslage.6 
Diese Differenz kann der Verfolgung legitimer Interessen dienen. Zu nennen 
sind die Risikoverminderung durch Haftungsbeschränkung, die vereinfachte 
Veräusserung des Unternehmens oder etwa auch die Erleichterung der Erb-
teilung. 7 Die Doppelung der Rechtspersönlichkeit kann jedoch auch Zwe-
cken dienstbar gemacht werden, die als illegitim erachtet werden. Zu nennen 
wären etwa Steuerumgehungen oder die Benachteiligung von Gläubigem 
des Alleinaktionärs oder von Personen mit familienrechtlichen Ansprüchen 
gegen diesen. 8 
Um die sozialversicherungsrechtliche Problematik besser einordnen zu kön-
nen, wird den Ausführungen ein kurzer Blick auf das Privatrecht voran-
gestellt. Die in diesem Rechtsgebiet entwickelten Argumentationslinien sind 
auch für das Sozialversicherungsrecht von einiger Bedeutung (nachfolgend 
11.). Vor allem können sich aus seiner Betrachtung Argumente dafür ergeben, 
inwiefern die «Zwischenschaltung» einer vom Alleinaktionär beherrschten 
Gesellschaft auch aus sozialversicherungsrechtlicher Sicht legitim ist und 
schützenswerten Zwecken dient. 
Einige zentrale Sozialversicherungszweige sind im Wesentlichen als Arbeit-
nehmerversicherungen ausgestaltet, insbesondere die berufliche Vorsorge, 
die Unfallversicherung und die Arbeitslosenversicherung. Diese Versiche-
rungen dienen dem Schutz der unselbständig Erwerbstätigen. Angesichts 
dieses Schutzgedankens wird auch die Relevanz der Fragestellung für das 
Sozialversicherungsrecht offenbar: Inwiefern ist auch die in der eigenen 
Gesellschaft beschäftigte Alleinaktionärin sozialversicherungsrechtlich als 
Arbeitnehmerin zu betrachten und welche Besonderheiten ergeben sich für 
diese Beschäftigten in sozialversicherungsrechtlicher Hinsicht? 
BAUDENBACHER, Art. 625 OR, Rz. 22; FORSTMOSER!MEIER-HAYOZINOBEL, § 62, N. 31. 
Anzumerken ist jedoch, dass auch mit einer AG als Träger der Unternehmung nicht alle 
erb- und steuerrechtliehen Probleme bei der Unternehmensnachfolge optimal gelöst wer-
den können. Siehe dazu die Beiträge von P AUL EITEL und MADELEINE SIMONEK in diesem 
Band. 
BAUDENBACHER, Art. 625 OR, Rz. 22, 30 ff.; FORSTMOSERfMEIER-HAYOZ/NOBEL, § 62, 
N. 32 ff.; RüTTIMANN, s. 65 ff. 
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Die Frage, wie ein solcher Beschäftigter beitragsrechtlich zu qualifizieren ist, 
wird in grundsätzlicher Weise erörtert, wobei auch auf die Schranken der 
juristischen Verdoppelung der Persönlichkeit durch die Gründung einer AG 
eingegangen wird (nachfolgend 111.). Ansebliessend werden die Eigenheiten 
behandelt, die sich in den einzelnen Sozialversicherungszweigen ergeben 
(nachfolgend IV - VI.). Die wesentlichen Erkenntnisse werden in einer 
Schlussbetrachtung (nachfolgend VII.) zusammengefasst. 
II. Die Einpersonen-AG aus der Sicht des Privatrechts 
1. Aktienrechtliche Perspektive 
Für die Gründung einer AG wird gernäss Art. 625 Abs. 1 OR9 eine Min-
destbeteiligung von drei Personen verlangt. Für die Aufrechterhaltung dieses 
Mindestbestandes von drei Aktionären enthält das Gesetz allerdings keine 
wirksame Sanktion. Es bestimmt in Art. 625 Abs. 2 OR lediglich, dass der 
Richter auf Begehren eines Aktionärs oder eines Gläubigers die Auflösung 
verfügen kann, sofern die Gesellschaft nicht binnen angemessener Frist den 
gesetzmässigen Zustand wieder herstellt. Diese Bestimmung ist jedoch toter 
Buchstabe geblieben. Das Gesetz anerkennt durch die Möglichkeit des Wei-
terbestands der AG trotz Absinkens der Aktionärszahl auf eine Person in-
direkt die Einpersonen-AG, denn in der Regel hat weder ein ausgeschiedener 
Aktionär noch ein Gläubiger ein Interesse daran, eine Einpersonengesell-
schaft aufzulösen. 10 
Im Rahmen der laufenden Revision des GmbH-Rechts soll künftig auch die 
Gründung einer GmbH sowie einer AG durch eine einzige Person für zu-
lässig erklärt werden. 11 Damit vollzieht die Gesetzgebung in nächster Zeit ei-
nen Schritt nach, den die Praxis vor vielen Jahrzehnten faktisch gegangen ist. 
Bundesgesetz vom 30. März 1911 betreffend die Ergänzung des Schweizerischen Zivil-
gesetzbuches. Fünfter Teil: Obligationenrecht (OR). 
10 Zum Ganzen BöCKLI, S. 32 f. ; FoRSTMOSERiMEIER-HAYOz!NOBEL, § 62, N. 30. 
11 Siehe Botschaft des Bundesrats vom 19. Dezember 200 I, BBI 2002 3148, 3226. 
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Im schweizerischen Gesellschaftsrecht gilt bezüglich der Kapitalgesellschaf-
ten das so genannte Trennungsprinzip. Im Interesse des Vertrauensschutzes 
und der Rechtssicherheit wird von der vollständigen rechtlichen und tatsäch-
lichen Trennung der AG und ihren Gesellschaftern in persönlicher und ver-
mögensrechtlicher Hinsicht ausgegangen. 12 Nach diesem Prinzip ist die wirt-
schaftliche Identität der AG mit dem Alleinaktionär grundsätzlich ohne Be-
deutung. 
Die Einpersonen-AG untersteht demnach voll und ganz dem Aktienrecht 
Sie muss nach der verbreiteten Formulierung von FORSTMOSER «das Spiel 
der AG spielen», und zwar auch bei aktienrechtlichen Formalitäten. So muss 
auch eine Einpersonen-AG jährlich eine ordentliche Generalversammlung 
abhalten, die Geschäfte sind von einem Verwaltungsrat zu fuhren und die 
Revisionsstelle hat der Generalversammlung über das Finanzgebaren der 
Geschäftsführung zu berichten. 13 
2. Schranken der juristischen Verselbständigung (Durchgriff) 
Die rechtliche Verselbständigung der Gesellschaft gegenüber der sie beherr-
schenden Alleinaktionärin ist jedoch nicht schrankenlos. Unter bestimmten, 
von Praxis und Lehre entwickelten Voraussetzungen darf die Trennung zwi-
schen der AG und ihren Aktionären aufgehoben werden. Das Mittel dazu ist 
der so genannte «Durchgriff» durch die Gesellschaft. Bildlich gesprochen 
wird durch den Schleier, den die juristische Person darstellt, auf die dahinter 
stehenden Aktionäre hindurch gegriffen. 14 
Für die rechtliche Begründung des Durchgriffs werden in der Lehre unter-
schiedliche Konstruktionen verwendet, doch wird der Durchgriff überwie-
12 FORSTMOSERiMEIER-HAYOZ!NOBEL, § 62, N. 39, auch zum Folgenden. 
13 BöCKLI, S. 32 f.; FORSTMOSERiMEIER-HA YOziNOBEL, § 62, N. 40. 
14 Z.B. FORSTMOSERiMEIER-HA YOZ/NOBEL, § 62, N. 48; RlEMER, S. 174. 
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gend als ein Problem von Treu und Glauben gernäss Art. 2 ZGB 15 und ins-
besondere des Rechtsmissbrauchsverbots verstanden. 16 
Anzumerken ist in diesem Zusammenhang, dass eine neuere und nach der 
hier vertretenen Ansicht besser begrundete Lehrmeinung die Durchgriffstat-
bestände mit einer Normanwendungstheorie bewältigen möchte. Den Aus-
gangspunkt fur die Lösung der Frage, ob «durchgegriffen» werden könne, 
müsse die jeweils anwendbare Sach- oder Haftungsnorm bilden, nicht die 
ausnahmsweise Überwindung des Trennungsprinzips bei treuwidrigem Ver-
halten. Auf den wenig ergiebigen Umweg über das Rechtsmissbrauchsverbot 
könne verzichtet werden. Der V orteil dieses Ansatzes besteht vor allem darin, 
dass nicht eine Generalklausel mit eher unscharfen Konturen herangezogen 
werden muss, sondern die Fa111ösung in der wertenden Auslegung konkreter 
Sachnormen gefunden wird. 17 
Der Durchgriff erfolgt in der Regel zu Lasten der beteiligten Aktionäre. 
Nach der wohl herrschenden Lehre wird ein Durchgriff zu Gunstender Ge-
sellschafter grundsätzlich nicht zugelassen. 18 Die Begrundung dafür leuchtet 
ein: Die Beteiligten haben die von ihnen selbst geschaffene Selbständigkeit 
der juristischen Person hinzunehmen.19 
Neben dem Normalfall des direkten Durchgriffs auf die hinter der Gesell-
schaft stehenden Aktionäre gibt es auch den umgekehrten Durchgriff, d.h. 
die Inanspruchnahme der juristischen Person fur Verpflichtungen ihrer Mit-
glieder.20 Ein solcher umgekehrter Durchgriff wurde in einem Fall bejaht, in 
welchem die Berufung auf die Selbständigkeit der AG dazu dienen sollte, 
15 Schweizerisches Zivilgesetzbuch vom I 0. Dezember 1907 (ZGB). 
16 Z.B. BAUDENBACHER, Art. 625 OR, Rz. 29 ff. ; FORSTMOSERIMEIER-HA YOZINOBEL, § 62, 
N. 52; KEHL, S. 31 ff., 61 ff.; MEIER-HAYOz!FORSTMOSER, S. 50 f. ; RIEMER, Personen-
recht, S. 174 f. ; differenzierter zur Grundlage HAUSHEERIAEBI-MüLLER, S. 290 f.; eben-
falls differenziert BAUMANN, Art. 2 ZGB, Rz. 328; zusammenfassend LANZ, wirtschaft-
liche Betrachtungsweise, S. 85 ff. 
17 LANZ, wirtschaftliche Betrachtungsweise, S. I 00 ff. 
18 FORSTMOSERIMEIER-HAYOZ/NOBEL, § 60, N. 60; N. MEYER, S. 244. 
19 MElER-HAYOz!FORSTMOSER, s. 50 f. 
20 Zur gnmdsätzlich zurückhaltenden Praxis FORSTMOSERIMEIER-HA YOziNOBEL, § 62, 
N. 87 ff.; RüTTJMANN, S. 77 f. 
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den Hauptaktionär ausserstande zu setzen, seinen Unterhaltsverpflichtungen 
nachzukommen. 21 
Von den verschiedenen in Praxis und Lehre erarbeiteten Fallgruppen des 
Durchgriffs 22 dürfte fur die Einpersonen-AG diejenige der Sphären- oder 
Vermögensvermischung die einschlägigste sein. 23 In Einpersonen-Gesell-
schaften betrachtet sich der Alleinaktionär gelegentlich als direkter Eigen-
tümer des Gesellschaftsvermögens, aus dem er sich nach Belieben auch fur 
private Zwecke bedienen kann. Es ist dann nur konsequent, dass sich auch 
die Gläubiger nicht an das Trennungsprinzip halten müssen, sondern dass sie 
fur Verpflichtungen der Gesellschaft auch auf das Privatvermögen des Ak-
tionärs greifen können?4 
Der Durchgriff wird in der Praxis sehr selten und eher zurückhaltend zu-
gelassen. Das Interesse der Rechtssicherheit, das bei allen Durchgriffsfällen 
gegen die Interessen etwa der involvierten Gläubiger abgewogen werden 
muss, überwiegt in den meisten Fällen.25 
3. Arbeitsrecht 
Wenn nun ein Alleinaktionär in seiner eigenen Gesellschaft arbeitet und sich 
dafur einen Lohn auszahlt: Wie ist dies zivilrechtlich zu würdigen? Besteht 
zwischen der Gesellschaft und ihrem Alleinaktionär ein Arbeitsvertrag im 
Sinn von Art. 319 ff. OR? 
21 MEIER-HA YOZIFORSMOSER, S. 51 , mit Hinweis auf ZR 1991, Nr. 85, S. 276 ff. und 
weitere Entscheide. 
22 Die schweizerische Lehre hat - im Gegensatz etwa zur deutschen Doktrin - nie versucht, 
die Durchgriffstatbestände in ein abschliessendes System zu pressen. Es werden lediglich 
Fallgruppen gebildet, die eine gewisse Orientierung erlauben. Massgebend ist in jedem 
Einzelfall die Abwägung der konkreten Umstände des Einzelfalls und der involvierten 
Interessen; siehe BAUMANN, Art. 2 ZGB, Rz. 330. 
23 FORSTMOSER!MEIER-HAYOZ/NOBEL, § 62, N. 64. 
24 FORSTMOSER!MEIER-HAYOZ!NOBEL, § 62, N. 80, Fn. 41. 
25 Vgl. BAUMANN, Art. 2 ZGB, Rz. 330. Siehe auch FORSTMOSERIMEIER-HAYOZ/NOBEL, 
§ 62, N. 56 f . 
102 Thomas Gächter 
Zunächst stellt sich das Problem, dass ein Anstellungsvertrag einer in der 
eigenen Gesellschaft arbeitenden Alleinaktionärin auf den ersten Blick mit 
sich selbst abgeschlossen wird, da auf der einen Seite die Alleinaktionärin 
steht, auf der anderen Seite ihre Einpersonen-AG, die sie als Organ für den 
Abschluss dieses Vertrags vertritt. 
Nach herrschender Lehre und ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichts 
ist das Kontrahieren eines Vertreters mit sich selbst grundsätzlich unzulässig, 
weil es regelmässig zu Interessenkollisionen führt und somit vom Gesell-
schaftszweck nicht erfasst wird. Selbstkontrahieren hat deshalb normaler-
weise die Ungültigkeit des betreffenden Rechtsgeschäfts zur Folge; es sei 
denn, die Gefahr einer Benachteiligung des Vertretenen sei nach der Natur 
des Geschäfts ausgeschlossen oder der Vertretene habe den Vertreter zum 
Vertragsschluss mit sich selbst besonders ermächtigt oder das Geschäft 
nachträglich genehrnigt.26 
Bereits die ältere Rechtsprechung27 hat festgestellt, dass die Gefahr einer Be-
nachteiligung der vertretenen Gesellschaft entfalle, wenn neben dem Organ, 
welches das Eigengeschäft geschlossen habe, keine weiteren Aktionäre und 
Gesellschaftsgläubiger vorhanden seien. «Auch wenn die Gesellschaft eine 
gesonderte Rechtspersönlichkeit habe und ihr Vermögen von demjenigen 
des Alleinaktionärs getrennt bleibe, so deckten sich doch die beidseitigen 
Interessensphären.»28 In jüngerer Zeit wurde diese Rechtsprechung bestätigt 
und in der Weise präzisiert, dass fur die Beurteilung der Zulässigkeit des 
Selbstkontrahierens einzig auf die Interessen der Gesellschaft abzustellen sei, 
nicht auch auf die Interessen der Gesellschafts gläubiger. 29 Im Ergebnis er-
scheint es damit zulässig, dass der Alleinaktionär mit seiner eigenen Gesell-
26 BGE 126 III 361 , E. 3a; FORSTMOSER!MEIER-HAYOZINOBEL, § 30, N. 121 f. 
27 Siehe ERIC HOMBURGER, Zürcher Kommentar, Obligationenrecht, Teilband V Sb, Der 
Verwaltungsrat, Art. 707-726, Zürich 1997, Art. 717 OR, Rz. 913; siehe zudem die Über-
sicht über Rechtsprechung und Lehre in BGE 126 III 361, E. 5a. 
28 BGE 126 I1I 361, E. 5a, S. 366. 
29 
BGE 126 III 361 , E. 5a. Ergänzend fiihrte das Bundesgericht aus, den Gesellschaftsgläu-
bigem stünden mit den paulianischen Anfechtungsklagen und der Verantwortlichkeits-
klage andere Rechtsbehelfe zur Durchsetzung ihrer Ansprüche zur Verfiigung. 
Die Einpersonen-AG aus der Sicht des Sozialversicherungsrechts 103 
schaft einen gültigen Vertrag betreffend seine Anstellung in der Gesellschaft 
abschliessen kann. 30 
Auch wenn der Alleinaktionär die Beziehungen zwischen sich selbst und 
seiner Gesellschaft vertraglich gültig regeln kann, handelt es sich bei der so 
abgeschlossenen Vereinbarung - selbst wenn sie inhaltlich einem Arbeits-
vertrag entspricht- um keinen Arbeitsvertrag im Sinn von Art. 319 ff. OR. 
Arbeitnehmer im arbeitsvertragliehen Verständnis ist nach gängiger Defini-
tion nämlich nur, «wer sich in seinem privatrechtliehen Vertrag verpflichtet, 
Arbeit unter Eingliederung in eine fremde Arbeitsorganisation und damit 
fremdbestimmt zu leisten.»31 Entscheidend fur das Arbeitsverhältnis ist das 
Merkmal der persönlichen Unterordnung. 32 Diese besteht in einer persönli-
chen Abhängigkeit durch organisatorische Gebundenheit. 33 Das Bundesge-
richt hat in einem jüngeren Entscheid mit aller Deutlichkeit hervorgehoben, 
dass es auf keinen Fall möglich sei, von einem arbeitsvertragliehen Ver-
hältnis zu sprechen, wenn wirtschaftliche Identität zwischen der juristischen 
Person und ihrem leitenden Organ bestehe. Da es an einer wesentlichen 
Voraussetzung fehle, nämlich dem Unterordnungsverhältnis, müsse eine 
solche Vereinbarung am ehesten als lnnominatvertrag mit auftragsähnlichen 
Zügen gelten.34 
30 Den dogmatischen Hintergrund dafiir dürfte vermutlich die in der Schweiz umgesetzte 
«Realitätstheorie» der juristischen Personen bilden. Nach dieser Theorie handeln die Or-
gane einer juristischen Person nicht in Stellvertretung der juristischen Person, sondern als 
Teile der juristischen Person direkt fiir diese selbst. Insofern stehen sich rein juristisch 
gesehen zwei unterschiedliche Parteien gegenüber: Die Alleinaktionärin als Arbeitneh-
merin und die Aktiengesellschaft, die durch ihr leitendes Organ - das wiederum aus der 
Alleinaktionärin besteht - handelt. Siehe etwa HAUSHEERIAEBI-MÜLLER, S. 264 f.; 
RIEMER, Personenrecht, S. 172 f. 
31 REHBINDER, Rz. 23. 
32 STAEHELINN!SCHER, Art. 319, Rz. 27. 
33 REHBINDER, Rz. 24; GEISER/MÜLLER, Rz. 92 f.; GERBER, S. 60 f., mit weiteren Hinwei-
sen; LANZ, Abgrenzung, S. 1479; STAEHELINN!SCHER, Art. 319, Rz. 27 ff.; WYLER, S. 42. 
34 BGE 125 III 78, E. 4; zustimmend, wenn auch wohl nur fiir die Fälle wirtschaftlicher 
Identität, REHBINDER, Rz. 24; ebenfalls zustimmend MüLLER, S. 195 f., der weiterfUhrend 
auf den Ausnahmefall bei einer Doppelstellung des Alleinaktionärs mit organunabhän-
giger Tätigkeit eingeht (S. 197 f.); siehe auch WYLER, S. 42. 
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Im Rahmen der laufenden Revision des GmbH-Rechts wird künftig sowohl 
in der GmbH wie auch in der AG für Verträge zwischen der Gesellschaft 
und ihrem Vertreter Schriftform verlangt.35 Bereits heute empfiehlt sich etwa 
für Anstellungsverträge zwischen der Gesellschaft und ihrem Alleinaktionär 
die Schriftform; dies vor allem im Hinblick auf eine mögliche V eräusserung 
der Gesellschaft. Gerade weil es sich um einen Innominatvertrag handelt und 
das Arbeitsvertragsrecht nicht oder auf jeden Fall nicht durchgehend an-
wendbar ist, sollten die wesentlichen Punkte des Vertragsverhältnisses (Ein-
kommen, berufliche Vorsorge, Pflichten der Alleinaktionärin, Ferienansprü-
che etc.) schriftlich fixiert werden. 
4. Würdigung 
Rechtsprechung und Lehre nehmen das Trennungsprinzip sehr ernst. Es ist 
grundsätzlich nicht nur möglich, dass ein Alleinaktionär eine Aktiengesell-
schaft vollständig beherrscht und damit gewissennassen seine Rechtsper-
sönlichkeit verdoppelt; die Abstraktion geht sogar so weit, dass der Allein-
aktionär als alleiniger Verwaltungsrat die Geschicke seiner Aktiengesell-
schaft unumschränkt lenken darf - soweit er dabei die Vorschriften des 
Aktienrechts einhält - und in seiner Funktion als Organ der Gesellschaft 
rechtsgültig mit sich selbst Verträge abschliessen kann. Fast ist man versucht, 
bei dieser Abstraktionshöhe des Denkens von einer «säkularisierten Trinität» 
zu sprechen; eine Substanz - also immer dieselbe natürliche Person - tritt 
rechtsgültig in drei verschiedenen Erscheinungsformen (als Alleinaktionär, 
als geschäftsführendes Organ und als Beschäftigter der Gesellschaft) auf. 
Das Trennungsprinzip hat aber auch seine Schranken; so erlauben es die in 
Praxis und Lehre entwickelten Durchgriffstatbestände unter restriktiv for-
mulierten Voraussetzungen, durch den Schleier der juristischen Person auf 
den Alleinaktionär hindurch zu greifen. Weiter wird der wirtschaftlichen 
Identität eines in seiner AG beschäftigten Alleinaktionärs mit seiner AG in-
sofern Rechung getragen, als die Verträge auf Arbeitsleistung, die er mit sich 
selbst abschliesst, nicht als Arbeitsverträge im Sinn von Art. 319 ff. OR 
gelten. 
35 BBl 2002 3291 , 3294 (neue Art. 718b und 899a OR). 
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111. Der in der eigenen Gesellschaft beschäftigte Alleinaktionär 
aus der Sicht des Sozialversicherungsrechts 
1. Der Arbeitnehmerbegriff im Sozialversicherungsrecht 
a) Bedeutung des Arbeitnehmerbegriffs 
105 
Einige Sozialversicherungszweige folgen, wie bereits zu Beginn ausge-
führt 36 dem Selektionistischen Ansatz der Klassenversicherung, wie er sich 
erst~als in BISMARCKs Sozialversicherungen entfaltete.37 In verschiedenen 
Sozialversicherungszweigen sind nur die unselbständig Erwerbstätigen (Ar-
beitnehmende) obligatorisch versichert, namentlich in der Arbeitslosen-
38 · 39 u f: 11 · h 40 D. versicherung, der beruflichen Vorsorge und der n a vers1c erung. 1e 
kantonalen Familienzulageordnungen unterstellen ebenfalls durchgehend die 
unselbständig Erwerbstätigen der Versicherung.41 Vereinzelt findet sich im 
kantonalen Familienzulagerecht auch ein Obligatorium für Selbständig-
erwerbende. 42 
Es ist mit anderen Worten von erheblicher sozialversicherungsrechtlicher 
Tragweite, ob man die Tätigkeit der Alleinaktionärin oder des Alleinaktio-
närs in der eigenen Aktiengesellschaft als selbständig oder als unselbständig 
qualifiziert. Dabei ist nicht nur der bessere Schutz im Rahmen der Arbeit-
36 Oben, Ziff. I. 3. 
37 Z.B. MAURER, Band I, S. 263. 
38 Obligatorisch versichert ist, wer sich bis zur Erreichung der AHV-Alters~enze als Ar-
beitnehmerin oder Arbeitnehmer im Sinn von Art. 10 des Bundesgesetzesuberden All-
gemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts vom 6: Oktober 2000 (A~SG) betätigt und 
massgebenden Lohn im Sinn des AHV-Rechts emelt; Art. 2 Abs. 2 ht. c des Bu~des­
gesetzes über die obligatorische Arbeitslosenversicherung und Insolvenzentschädigung 
vom 25. Juni 1982 (A VIG). 
39 Art. 5 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 2 Abs. I des Bundesgesetzes über die berufliche Al-
ters- , Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge vom 25. Juni 1982 (BVG). 
40 Art. 1 a Abs. 1 des Bundesgesetzes über die Unfallversicherung vom 20. März 1981 
(UVG) in Verbindung mit Art. I der Verordnung vom 20. Dezember 1982 über die Un-
fallversicherung (UVV). Zum Ganzen T. LOCHER, S. 167 ff. 
41 Siehe Bundesamt für Sozialversicherung, Grundzüge der kantonalen Familienzulage-
ordnungen, Stand 1. Januar 2005, S. 29 ff. (zu konsultieren unter <http//www.bsv. 
admin.ch/fam/grundlag/d/grundzuege.pdt> [besucht am 8. Juli 2005]) 
42 Ebd. 
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nehmereigenschaft zu berücksichtigen, sondern sind aus der Sicht der Al-
leinaktionäre auch die mit dieser Qualifikation verbundenen höheren Kosten 
(zusätzliche oder insgesamt höhere Beiträge) im Auge zu behalten. 
b) Abgrenzung zwischen selbständiger und unselbständiger 
Erwerbstätigkeit 
Als Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gelten Personen, die in unselb-
ständiger Stellung Arbeit leisten und dafür massgebenden Lohn nach dem 
jeweiligen Einzelgesetz beziehen (Art. 10 ATSG). 
Die Gesetzgebung hat der Praxis bei der Abgrenzung zwischen selbständiger 
und unselbständiger Tätigkeit bewusst einen grossen Spielraum einge-
räumt.43 Auf diese Weise soll auf die Vielfalt der Beschäftigungsformen und 
veränderte wirtschaftliche Gegebenheiten reagiert werden können.44 Zudem 
können insofern «Missbräuche» vermieden werden, als nicht zu Ungunsten 
von Versicherten, die faktisch unselbständig sind, eine selbständige Er-
werbstätigkeit angenommen wird.45 
Vor dem In-Kraft-Treten des ATSG liess sich der Arbeitnehmer-Begriff im 
AHV -Recht, welches als sozialversicherungsrechtliche Leitordnung als Aus-
gangsdefinition für das gesamt Sozialversicherungsrecht diente, aus dem 
Beitragsobjekt des massgebenden Lohns ableiten (Art. 5 Abs. 2 AHVG46). 
Auch wenn mit der Umschreibung des Arbeitnehmer-Begriffs in Art. 10 
ATSG grundsätzlich nichts an der bisherigen Einteilung geändert werden 
sollte, 47 stellt die Bestimmung klar, dass das Merkmal der Leistung von 
Arbeit in unselbständiger Stellung für den Arbeitnehmer-Begriff für alle 
Sozialversicherungen verbindlich ist. Auch das Entgelt gehört zur Definition 
des Arbeitnehmers, doch kann nach der Vorschrift in Art. 10 ATSG in jedem 
43 KIESER, A TSG-Kommentar, Art. 10, N. 5, 14; vgl. auch GERBER, S. 96 f. 
44 V gl. T. LOCHER, S. 170; KIES ER, Alters- und Hinterlassenenversicherung, Rz. 32 ff.; 
MAURER, Band II, S. 137. 
45 Dazu etwa BöHI, S. 110 f. 
46 Bundesgesetz über die Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHVG) vom 20. Dezem-
ber 1946. 
47 KIES ER, ATSG-Kommentar, Art. 10, Rz. 5. 
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Einzelgesetz der massgebende Lohn näher umschrieben werden.48 Die letz-
tere Präzisierung wurde vor allem im Hinblick auf die Situation in der obli-
gatorischen Unfallversicherung als notwendig empfunden.49 
Die Praxis zur Unterscheidung von selbständiger und unselbständiger Stel-
lung ist sehr reich und - aufgrund der immer wieder betonten Orientierung 
an den massgeblichen Aspekten jedes Einzelfalls50 - teilweise sehr kasuis-
tisch. 51 Schematisch lassen sich die Grundsätze zur Qualifikation der un-
selbständigen Erwerbstätigkeit, zu welcher der Begriff der selbständigen 
Erwerbstätigkeit komplementär ist, wie folgt zusammenfassen: 
Als sozialversicherungsrechtlich unselbständig erwerbend gilt, 
wer m aufbestimmte oder Arbeit leistet, 
untergeordneter unbestimmte Zeit 
Stellung 
W eisungsgebun- Es genügt bereits Ausübung einer 







48 T. LOCHER, S. 168 f. 
49 KlESER, ATSG-Kommentar, Art . 10, Rz. 11. 
50 Z.B. RüEDI, S. 135. 
auf Erwerb gerich-
teten Tätigkeit 













51 H. MEYER, Sozia1versicherungsbeiträge, S. 237 ff.; DERS., Abgrenzung, S. 122; CA-
DOTSCH, AHV-Arbeitnehmerbegriff, S. 68 ff.; CASAULTA!LINDENMANN, S. 231 f.; Siehe 
etwa die Darstellungen der Praxis bei GREBERIDuc/SCARTAZZINI, Art. 5 N. 93 ff.; KÄSER, 
Rz. 3.37 ff.; KlESER, Alters- und Hinterlassenenversichenmg, Rz. 32 ff.; DERS., Rechtspre-
chung, S. 40 ff. 
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Die Praxis erachtet das Abhängigkeitsverhältnis vom Arbeitgeber als zentra 
1es Charakteristikum der unselbständigen Erwerbstätigkeit, das Unterneh 
merrisiko dagegen als Hauptmerkmal der selbständigen Erwerbstätigkeit 52 
Falls gleichzeitig Merkmale sowohl der selbständigen wie auch der unselb 
ständigen Erwerbstätigkeit vorliegen, muss entschieden werden, welch 
Merkmale im konkreten Fall überwiegen. 53 
c) Grundsätzlich keine Bindung an die privat- oder 
steuerrechtliche Qualifikation 
Ob im Einzelfall selbständige oder unselbständige Erwerbstätigkeit vorlie 
wird nicht bzw. nicht nur aufgrund der Rechtsnatur des Rechtsverhältnisse 
zwischen den Parteien beurteilt. Auch die Bezeichnung des Verhältnisse 
durch die Parteien hat lediglich Hinweisfunktion.54 Dasselbe gilt für die steu 
errechtliche Einordnung einer Tätigkeit. 55 Massgeblich sind nach ständig 
Rechtsprechung die wirtschafilichen Verhältnisse, nicht die zivilrechtliche 
Formen, in denen sich ein Dienstverhältnis zeigt. 56 
Aufgrund der Entstehungsgeschichte von Art. 5 AHVG, der für die ganz 
Abgrenzung prägend ist, ergibt sich eindeutig, dass der Begriff des Unsel 
ständigerwerbenden nicht auf den Inhalt des Dienst- bzw. Arbeitsvertrag 
rechts im Sinn des OR beschränkt werden sollte. 57 Hingegen kann davo 
52 Z.B. LANZ, Abgrenzung, S. 1468 ff.; RüEDI, S. 133 f. Eine etwas andere Rangfolge d 
Kriterien schlägt H. MEYER, Abgrenzung, S. 124 ff. , vor. 
53 BöHI, S. 122; KIES ER, Alters- und Hinterlassenenversicherung, Rz. 36; T. LOCHER, S. 17 
mit Hinweis aufden Entscheid des EVG vom 31. Juli 2001 (AHI 2001 , S. 256 E, 2a 
Nicht bestätigt wurde in der Praxis die Ansicht (z.B. GREBER!Duc/SCARTAZZINI, Art. 
N. 113), nach welcher das Fehlen der untergeordneten Stellung und des Untemehmerris 
kos als kumulative Voraussetzungen fiir die Annahme einer selbständigen Erwerbstäti 
keit gelten. 
54 WML, Anhang 5, Ziff. 3.5. 
55 KÄSER, Rz. 3.5. 
56 Statt vieler KÄSER, Rz. 4.7, mit Hinweisen; LANZ, Abgrenzung, S. 1467 f. ; RüEDI, S. 137 
WML, Rz. I 022 und Anhang 5, Ziff. 3.5. 
57 BINSWANGER, S. 40 f. ; CADOTSCH, AHV-Arbeitnehmerbegriff, S. 65 f.; RÜEDI, S. 137. 
ausgegangen werden, dass bei Vorliegen eines Arbeitsvertrags auch sozial-
versicherungsrechtlich eine unselbständige Erwerbstätigkeit zu bejahen ist. 58 
d) Behandlung des in der eigenen Gesellschaft beschäftigten 
Alleinaktionärs 
Wie ist nun die Tätigkeit eines in der eigenen Gesellschaft beschäftigten 
Alleinaktionärs sozialversicherungsrechtlich zu qualifizieren? 
Zunächst zeigt sich in Art. 7 AHVV59, der in Konkretisierung von Art. 5 
AHVG die Bestandteile des massgebenden Lohns beispielhaft umschreibt, 
dass nicht nur Einkünfte aus Arbeitsverhältnissen im Sinn des obligationen-
rechtlichen Arbeitsvertrags zum massgebenden Lohn zählen. Art. 7 lit. d 
AHVV rechnet etwa Gewinnanteile der Arbeitnehmer, soweit sie den Zins 
einer allfälligen Kapitaleinlage übersteigen, zum massgebenden Lohn. Zu-
dem zählen auch Tantiemen, feste Entschädigungen und Sitzungsgelder an 
die Mitglieder der Verwaltung und der geschäftsführenden Organe zum 
massgebenden Lohn (Art. 7 lit. h AHVV). Unabhängig davon, wie man die 
restlichen Einkünfte eines Alleinaktionärs aus der Tätigkeit für seine Ge-
sellschaft qualifiziert, gehören also diese Bezüge zum massgebenden Lohn. 
Mindestens in dem Ausmass, in dem er solche Leistungen erhält, gilt er 
AHV -rechtlich damit als unselbständigerwerbend. Darüber hinaus hat die 
Praxis die Vermutung aufgestellt, dass alle finanziellen Leistungen an ein 
Verwaltungsratsmitglied diesem in seiner Eigenschaft als Organ der juris-
tischen Person zugewendet werden und daher als massgebender Lohn zu 
betrachten sind. 60 
Bei Einpersonen-Gesellschaften, die wirtschaftlich gesehen Einzelunterneh-
mungen darstellen, sind es jedoch in der Regel nicht die genannten Bezüge, 
die den Hauptteil des Einkommens ausmachen. Üblicherweise richten sich 
58 Z.B. LANZ, Abgrenzung, S. 1467. 
59 Verordnung über die Alters- und Hinterlassenenversicherung vom 31. Oktober 1947 
(AHVV). 
60 Urteil des EVG vom 13. September 1982, ZAK 1983 , S. 23; siehe auch Urtei l des EVG 
vom 3. August 2000 (H 62/99), E. 4. Siehe auch die Zusammenfassung der Rechtspre-
chung zur Qualifikation der Verwaltungsratstätigkeit bei MüLLER, S. 375 ff. 
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die Alleinaktionärinnen und Alleinaktionäre ein regelmässiges Entgelt aus, 
das es zu qualifizieren gilt. 
Geht man von einem Fall aus, in dem sich eine Alleinaktionärin für ihre 
vollzeitige Tätigkeit für ihre AG monatliche Leistungen von Fr. 5'000.- aus-
bezahlt, so muss dieses Einkommen nach den genannten Kriterien quali-
fiziert werden: 
Zwar kann man die Tätigkeit für und im Interesse der eigenen Aktien-
gesellschaft rein juristisch als Tätigkeit in Abhängigkeit von einem Drit-
ten und im Rahmen einer fremden Arbeitsorganisation bezeichnen, doch 
erscheint dieses Abgrenzungskriterium für Alleinaktionärinnen etwas 
zweifelhaft, wenn man sich vergegenwärtigt, dass es dieselbe Person ist, 
welche die Organisation fuhrt und die Anordnungen für die Gesellschaft 
trifft, die letztendlich auch die Arbeiten auszuführen hat. 
Die Kriterien der Arbeitsleistung sowie der bestimmten oder unbestimm-
ten Zeit der Arbeitsleistung bereiten bei den meisten Erwerbstätigkeiten 
dieser Art keine Schwierigkeiten. 
Interessant wird es dagegen wieder beim Kriterium des wirtschaftlichen 
Risikos. Wer trägt dieses? Die Alleinaktionärin oder die von ihr be-
herrschte Gesellschaft? Und macht es aus sozialversicherungsrechtlicher 
Sicht überhaupt einen Unterschied, ob das Risiko von einer natürlichen 
Person oder einer von dieser beherrschten Gesellschaft getragen wird? 
Sozialversicherungsrechtlich Selbständige handeln im eigenen Namen 
und auf eigene Rechnung. Das Unternehmerrisiko zeigt sich nach der 
Rechtsprechung in bedeutenden (ausschliesslich oder zumindest über-
wiegend für berufliche Zwecke getätigten) Investitionen, massgeblichem 
Kapitaleinsatz, dem Aufkommenmüssen für Unkosten für Personal und 
Miete oder dem Einsatz von eigenem Personal; vor allem aber im Ein-
stehenmüssen für Verluste aus der Insolvenz der Kunden, aus Mängeln 
der Lieferung bzw. aus unsorgfältiger Dienstleistung oder aus Fehl-
dispositionen. 61 Als spezifisches Unternehmerrisiko wird in der Praxis 
zusammenfassend die Gefahr umschrieben, die eine Person eingeht, wenn 
61 WML, Anhang 3, Ziff. 5.2. 
Die Einpersonen-AG aus der Sicht des Sozialversicherungsrechts 111 
sie als Folge möglicher beruflicher Fehleinschätzungen oder von mög-
lichem beruflichem Fehlverhalten in der Zukunft mit wirtschaftlichen 
Substanzverlusten beim Geschäftsvermögen rechnen muss. 62 Wiederum 
- ähnlich wie beim Kriterium der Abhängigkeit - fällt das Unterneh-
merrisiko zwar nicht bei der Alleinaktionärin an, doch ist es im wirt-
schaftlichen Effekt diese, welche die Rückschläge zu tragen hat. 
Bei beiden zentralen Abgrenzungskriterien - der Tätigkeit in abhängiger 
Stellung und dem Unternehmerrisiko - ergeben sich also keine eindeutigen 
Resultate. Vergegenwärtigt man sich zudem, dass nach der ständigen Praxis 
die sozialversicherungsrechtliche Qualifikation von Erwerbstätigkeiten nicht 
an die zivilrechtliehen Formen gebunden ist, so scheint für die Qualifikation 
der in ihrer eigenen AG angestellten Alleinaktionärinnen wiederum alles 
offen zu sein. 
Ein Blick in die Praxis zeigt jedoch, dass die in ihrer eigenen Gesellschaft 
tätigen Alleinaktionärinnen mit grosser Selbstverständlichkeit als Arbeitneh-
mende qualifiziert werden. 63 Repräsentativ für zahlreiche weitere Äusserun-
gen ist etwa folgendes Zitat:64 
Die Beschwerdegegnerin war als einzige Arbeitnehmerin/Geschäfts-
fuhrerin bei der von ihr beherrschten D. GmbH angestellt. Diese 
allgemein übliche rechtliche Ausgestaltung der eigenen Tätigkeit in-
nerhalb einer juristischen Gesellschaft ist weder als ungewöhnlich 
oder sachwidrig noch als absonderlich zu bezeichnen. So ist es einer 
Einzelperson ohne weiteres erlaubt, sich der Rechtsform der Ak-
tiengesellschaft oder der GmbH zu bedienen, um eine Haftungsbe-
schränkung zu erreichen (BGE 113 V 95 Erw. 4c mit Hinweis). Auch 
andere Motive wie die (künftige) Regelung der Nachfolge oder bei-
spielsweise explizite sozialversicherungsrechtliche und steuerrecht-
liehe Überlegungen können sodann als legitime Beweggründe hinzu-
62 KÄSER, Rz. 4.15 ff.; T. LOCHER, S. 171 ff.; RüEDJ, S. 134; alle auch zum Folgenden. Sie-
he auch WML, Rz. 1014 und Anhang 3, Ziff. 5.2. 
63 Z.B. Ratgeber Sozialversicherung, S. 90; siehe auch Erläuterungen Familienzulagen, 
Rz. 5, wobei im FLG eine abweichende Praxis bezüglich der Familienzulagen Platz greift. 
64 Urtei l des EVG vom 15. Juli 2003, U 366/01, E. 4.2. 
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gezogen werden, die wirtschaftliche oder untemehmerische Tätigkeit 
als Alleinaktionär einer Aktiengesellschaft oder als einziger Gesell-
schafter einer GmbH auszuüben. 
Auch die verhältnismässig zahlreichen Fälle aus dem Bereich der Arbeits 
losenversicherung, in denen einem Alleinaktionär aufgrundder in BGE 12 
V 234 begründeten Rechtsprechung Arbeitslosentaggelder verweigert wer 
den sollen, nachdem er sich selbst entlassen hat, gehen ohne weiteres vo 
der unselbständigen Stellung des Alleinaktionärs innerhalb seiner Gesell 
schaft aus. Auf diese Fälle wird sogleich noch einzugehen sein.65 
Für die Qualifikation der in der eigenen AG beschäftigten Alleinaktionärin 
nen als unselbständig Erwerbstätige lassen sich denn auch, trotz der auf d 
ersten Blick nicht eindeutigen Ergebnisse bei der Anwendung der allgemei 
nen Kriterien, durchaus sachliche und praktische Gründe anführen: 
Die sozialversicherungsrechtliche Qualifikation als unselbständige 
werbstätigkeit ist zwar nicht an die zu Grunde liegenden zivilrechtlich 
Akte gebunden. Diese Aussage trifft aber nur für die Vereinbarung 
zwischen den Parteien zu. Die Existenz einer juristischen Person a 
mögliche Partei eines Beschäftigungsverhältnisses hat auch das Sozia 
versicherungsrecht zu akzeptieren. 66 Es lässt sich - cum grano salis 
sagen, dass sich das Sozialversicherungsrecht nicht über die «Realität» 
einer juristischen Person als eigenständiges Rechtssubjekt hinwegsetz 
darf. 
Dass auch bei Alleinaktionären keine (rechtliche) Identität zwisch~ 
ihnen und ihrer Aktiengesellschaft besteht, ergibt sich auch daraus, d 
sich der Alleinaktionär strafbar macht, wenn er Vermögensdelikte zu L 
ten seiner eigenen AG begeht. 68 Diese klare rechtliche Scheidung gilt 
auch bei der Anwendung des Kriteriums des Unternehmerrisikos zu b 
65 Siehe unten, Ziff. V. I . 
66 Sehr deutlich etwa im Urteil des EVG vom II. Juni 1997, AHI 1999, S. 133 ff., E. 3a. 
67 Zur in der Schweiz umgesetzten Realitätstheorie oben, Fn. 30. 
68 Siehe z.B. BAUDENBACHER, Art. 625 OR, Rz. 26, mit Hinweisen auf die entsprech 
Praxis. 
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achten: Auch wenn finanzielle Rückschläge, die der AG entstehen, letzt-
lich zu Lasten der Alleinaktionärin gehen, trägt dennoch eine von ihr ver-
schiedene Person das finanzielle Risiko. Gerade zum Zweck der Haf-
tungsbeschränkung wird denn in der Regel auch eine juristische Person 
geschaffen, was von der Rechtsordnung ausdrücklich gebilligt wird. 
Auf der gleichen Linie lässt sich sodann argumentieren, dass der in seiner 
AG tätige Alleinaktionär in eine fremde Arbeitsorganisation eingeordnet 
ist und grundsätzlich den Weisungen der geschäftsführenden Organe der 
Gesellschaft unterworfen ist. Da der Alleinaktionär, wenn er als Organ 
der Gesellschaft handelt, als Teil der Gesellschaft gilt, handelt es sich bei 
der Ausführung der (faktisch sich selbst erteilten) Weisungen juristisch 
gesehen um Weisungen einer anderen Person. 
- Entscheidender als die bisher genannten Motive dürften für die von der 
Praxis gewählte Lösung indes Praktikabilitätsgründe sein: Die Behörden 
können in der Regel nicht beurteilen, ob eine bei einer juristischen Person 
angestellte Person deren Alleinaktionärin ist. 69 Es wäre praktisch nicht 
durchführbar, bei jedem Beschäftigungsverhältnis, an dem ein Aktionär 
beteiligt ist, eingehende Abklärungen betreffend eine allfällige beherr-
schende oder alleinige Aktionärsstellung zu treffen.70 
- Schliesslich - aber dies ist freilich nicht mehr als eine Unterstellung -
scheinen auch <<fiskalische» Überlegungen eine Rolle zu spielen: Die 
paritätischen Beiträge, die für unselbständige Erwerbstätigkeiten abge-
führt werden müssen, sind insgesamt entscheidend höher als diejenigen, 
die ein Selbständigerwerbender zu leisten hat. 71 
e) Der Alleinaktionär als Selbständigenverbender im Dienst seiner AG 
Trotz der breiten Akzeptanz der Arbeitnehmereigenschaft von in ihrer eige-
nen Gesellschaft beschäftigten Alleinaktionären in der Praxis darf nicht 
Vgl. . MEYER, S. 243. 
'O Zudem lässt sich praktisch auch nicht beurteilen, ob es sich bei allfälligen weiteren Aktio-
nären um blosse Strohmänner handeln würde. 
iehe CADOTSCH, AHV, S. 209 f. 
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schematisch davon ausgegangen werden, dass die Alleinaktionäre im Ver-
hältnis zu ihrer eigenen Gesellschaft immer als unselbständig erwerbstätig 
gelten. Dies trifft allenfalls im Ausmass derjenigen Bezüge zu, die Art. 7 
AHVV ausdrücklich zum massgebenden Lohn zählt.72 
Versicherte können gleichzeitig Selbständig- und Unselbständigerwerbende 
für den gleichen Betrieb sein.73 Jedes Erwerbseinkommen ist einzeln zu qua-
lifizieren, selbst wenn die Arbeiten für ein und dieselbe Firma vorgenommen 
werden. 74 Es darf nicht auf den überwiegenden Charakter der Gesamttätig-
keit ankommen. 75 
Man kann sich also durchaus vorstellen, dass eine Alleinaktionärin ihr Be-
schäftigungsverhältnis zu ihrer eigenen Gesellschaft in einer Weise gestaltet, 
die als selbständige Erwerbstätigkeit zu bezeichnen wäre. Dies ist vor allem 
dann der Fall, wenn die Einpersonen-AG nur einen sachlich beschränkten 
Tätigkeitsbereich des Alleinaktionärs abdeckt.76 
Man könnte sich als Beispiel eine Wirtin denken, die als Einzeluntemeh-
merin eine Gastwirtschaft betreibt. Im Sommer organisiert sie in der Um-
gebung ihrer Gastwirtschaft ein grosses Open Air-Konzert, für das jeweils 
mehrere 100'000.- Franken budgetiert sind. Um ihr eigenes Haftungs- und 
Verlustrisiko zu beschränken, gründet sie eine Aktiengesellschaft, über wel-
che sie den Anlass jedes Jahr organisiert. Resultiert ein Gewinn aus dem 
Konzert, so überweist sie sich jeweils einen Teil davon. Betrachtet man hier 
das Verhältnis zwischen Alleinaktionärin und Gesellschaft, so würde man 
72 Siehe oben bei Fn. 59. 
73 WML, Rz. 1028. Als Spezialfall ist die Praxis im Rahmen des FLG zu nennen: Wird ein 
landwirtschaftlicher Betrieb unter der Rechtsform einer Aktiengesellschaft, namentlich ei-
ner Familien.AG oder einer GmbH geführt und sind die Bewirtschafter mit den Aktio-
nären bzw. Gesellschaftern zur Hauptsache identisch, so gelten diese in der Regel, in 
Abweichung von der AHV, nicht als Arbeitnehmer (siehe Erläuterungen Familienzulagen, 
Rz. 5). 
74 BGE 122 V 171 E. 3b in fine . KIESER, Rechtsprechung, S. 37 f. 
75 Zum Ganzen RüEDI, S. 136. WML, Rz. 1028. 
76 Siehe etwa die nicht untypische Konstellation eines kleinen Bauunternehmers mit ver-
schiedenen Rechtsträgem innerhalb des Betriebs im Sachverhalt des Urteils des EVG vom 
8. Juni 2004 (H 175/03). 
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dieses kaum als unselbständig bezeichnen. Der wesentliche Unterschied zum 
oben gegebenen Beispiel besteht darin, dass die Gesellschaft nur für be-
stimmte Geschäfte benutzt wird. Die Einordnung der Wirtin in ihre AG ist 
viel weniger intensiv als im oben beschriebenen Fall. Wirtschaftlich besteht 
weiter keine Abhängigkeit der Wirtin von ihrer Gesellschaft, da sie sich nur 
im Fall eines Gewinns etwas auszahlen lässt. 
Dasselbe gilt für einen selbständigen Treuhänder und Revisor, der - zur Be-
schränkung des Haftungsrisikos-Revisionen jeweils «über seine AG laufen 
lässt», ansonsten aber direkt und im eigenen Namen mit seinen Kunden 
verkehrt. Auch er steht in keinem Beschäftigungsverhältnis zu seiner Ein-
personen-AG, das sich als unselbständig im sozialversicherungsrechtlichen 
Sinn qualifizieren liesse. 
In der jüngeren Praxis findet sich ein Fall, in demtrotzintensiver wirtschaft-
licher Beziehungen zwischen dem beherrschenden Aktionär und alleinigen 
Verwaltungsrat und seiner Gesellschaft von einer selbständigen Erwerbs-
tätigkeit ausgegangen wurde. 77 Es handelte sich dabei um einen Arzt, der für 
ein in der Form einer AG organisiertes Röntgeninstitut arbeitete. Das teure 
Leasing der Röntgengeräte wurde über die AG abgewickelt. Dem Arzt wur-
den - abhängig vom Gesellschaftsgewinn - als Consiliarius der AG Jah-
reshonorare in sechsstelliger Höhe ausbezahlt. Seine Haupttätigkeit bestand 
in der Arbeit für das Institut. In stärkerem Mass, als dies im Beispiel mit der 
Wirtin der Fall ist, bestand hier eine wirtschaftliche Abhängigkeit des Arztes 
von der Gesellschaft. Gleichwohl urteilte das EVG - in Abweichung von 
den Vorinstanzen -,dass hier im Verhältnis zur Gesellschaft von einer selb-
ständigen Erwerbstätigkeit auszugehen sei. Begründet wurde dies mit dem 
speziellen Charakter der ärztlichen Tätigkeit sowie der bereits erfolgten steu-
enechtlichen Qualifikation des Erwerbseinkommens als selbständiges Ein-
kommen. 78 In einem älteren publizierten Fall wurde in einer ähnlichen 
Konstellation indes auf unselbständige Erwerbstätigkeit des in seiner AG 
beschäftigten Arztes geschlossen.79 
77 Urteil des EVG vom I. Juni 2001 (H 5/99). 
78 Urteil des EVG vom I. Juni 2001 (H 5/99), E. 6. 
79 BGE 120 Ib 199 E. 4. 
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j) Ursachen für die «Inkonsequenzen» der Praxis 
Es lassen sich verschiedene Erklärungsansätze dafür anführen, weshalb die 
Praxis bezüglich der in der eigenen Gesellschaft beschäftigten Alleinaktio-
näre nicht vollständig kohärent ist: Einerseits geht es bei der Abgrenzungs-
frage um wirtschaftliche Sachverhalte, deren Bedeutung sich im Lauf der 
Zeit ändern kann. 80 «Die Rechtsprechung des EVG hat denn auch in den 
80er Jahren ganz bewusst, aber diskret, sozusagen auf leisen Sohlen- ohne 
dass es gegen aussen ausdrücklich deutlich gemacht wurde -, die Grenzen 
der Unterscheidung tendenziell verschoben und zwar in Richtung selbstän-
diger Erwerbstätigkeit.» 81 Seit den wirtschaftlich schwierigen 90er Jahren 
des letzten Jahrhunderts wird dagegen eine deutliche Tendenz in Richtung 
unselbständiger Tätigkeit erkennbar. 82 
Neben dieser diskret schwankenden Praxis ist eine zweite Tendenz zu be-
obachten: Für den Wechsel des Beitragsstatuts in jenen Fällen, in denen über 
die in Frage stehenden Sozialversicherungsbeiträge bereits eine formell 
rechtskräftige Verfügung vorliegt, bedarf es eines Rückkommenstitels (Wie-
dererwägung oder prozessuale Revision). Geht es nicht um einen rückwir-
kenden sondern um einen für die Zukunft wirkenden Wechsel des Bei-
' 
tragsstatuts, greift grundsätzlich die freie erstmalige Prüfung der Statutsfrage 
Platz, unter Beachtung der gebotenen Zurückhaltung in Grenzfällen. Betrifft 
die Frage des Statutswechsels sowohl Entgelte, auf welchen bereits Sozial-
versicherungsbeiträge erhoben wurden, als auch solche, die noch nicht 
Gegenstand einer Verfügung waren, ist für jenen Teil, über den eine formell 
rechtskräftige Verfügung vorliegt, zu prüfen, ob die Voraussetzungen für 
eine Wiedererwägung oder für eine prozessuale Revision gegeben sind, 
während das Beitragsstatut für die übrigen bisher nicht erfassten Entgelte 
frei zu prüfen ist. 83 
8
° CADOTSCH, AHV-Arbeitnehmerbegriff, S. 69 f.; RüEDI, S. 138. 
81 RÜEDI, S. 138 f., mit Hinweisen. 
82 RüEDI, S. 139, mit Beispielen aus der Praxis. Siehe auch CADOTSCH, AHV, S. 207 f. 
83 BGE 121 V 1; dazu KÄSER, Rz. 4.36; KrESER, Rechtsprechung, S. 38 f.; DERS., Alters-
und Hinterlassenenversichenmg, Rz. 36 f.; RüEDI, S. 139 ff. 
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In Verbindung mit der leicht schwankenden Praxis zur Abgrenzung zwi-
schen selbständiger und unselbständiger Tätigkeit ergibt sich durch die Zu-
rückhaltung bei der Anerkennung eines Statuswechsels ein nicht immer ganz 
kohärentes Nebeneinander unterschiedlicher Qualifikationen von Fällen, die 
sich in tatsächlicher Hinsicht nicht unterscheiden. 
g) Zwischenergebnis 
Wie bereits dargelegt kann nach der wohl herrschenden Meinung das Ver-
hältnis zwischen Alleinaktionär und seiner Gesellschaft zivilrechtlich nicht 
als Arbeitsvertrag qualifiziert werden, selbst wenn die entsprechende Abgel-
tungsvereinbarung als solche bezeichnet wird. 84 Dass die angestellten Al-
leinaktionäre sozialversicherungsrechtlich dennoch als unselbständig Er-
werbstätige gelten, lässt sich allenfalls mit den unterschiedlichen Schutzzwe-
cken des Arbeitsvertragsrechts und des Sozialversicherungsrechts erklären: 
Im Arbeitsvertragsrecht bestehen verschiedene Schutzbestimmungen, wel-
che Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer als regelmässig schwächere Par-
teien vor Überbeanspruchungen schützen wollen. 85 Dieser Schutz ist bei 
gleichgerichteten wirtschaftlichen Interessen der Gesellschaft und des sie 
beherrschenden Alleinaktionärs aber nicht notwendig. Im Sozialversiche-
rungsrecht dagegen steht der Schutz vor dem (risikobedingten) Wegfall des 
Einkommens im Vordergrund. Dieser Schutz soll aufgrund des weit gefass-
ten Arbeitnehmerbegriffs auch Personen zukommen, die nicht in einem 
arbeitsvertragliehen Verhältnis stehen, dennoch aber in abhängiger Stellung 
erwerbstätig sind. Gerade bei den in der eigenen Aktiengesellschaft beschäf-
tigten Alleinaktionären fragt sich, ob dieser Schutz - an den sich erhebliche 
beitragsrechtliche Folgen anknüpfen - tatsächlich erforderlich ist. 
Rein juristisch betrachtet wird hier in fast vollständiger Harmonie mit dem 
Privatrecht das Trennungsprinzip eingehalten, was aus Gründen der Einheit 
der Rechtsordnung zu begrüssen ist. Während im Privatrecht die mit der 
84 Siehe oben, Ziff. II. 3. Läge ein Arbeitsvertrag im zivilrechtliehen Sinn vor, dann wäre die 
Tätigkeit gernäss der bereits dargelegten gängigen Faustregel ohnehin als unselbständige 
Erwerbstätigkeit zu qualifizieren, siehe etwa LANZ, Abgrenzung, S. 1467. 
85 Vgl. GERBER, S. 115 ff. 
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Existenz einer AG verbundenen Folgen (Einhaltung sämtlicher Formalien 
etc.) aber konsequent und gleichmässig eingehalten werden müssen, lässt die 
sozialversicherungsrechtliche Praxis in kasuistischer Art und Weise im einen 
Fall die selbständige Erwerbstätigkeit für die eigene Gesellschaft zu, im 
anderen Fall dagegen nicht. Die soeben genannten möglichen Ursachen für 
diese Inkonsequenzen vermögen nur einen Teil der abweichenden Qualifi-
kationen zu erklären. 
Die Rechtsprechung - insbesondere die nicht immer gleiche Qualifikation 
der in ihrer eigenen Gesellschaft beschäftigten Alleinaktionäre - lässt einen 
zentralen Mangel des Sozialversicherungsvollzugs offenbar werden: Die 
Grenzen zwischen selbständiger und unselbständiger Erwerbstätigkeit kön-
nen selbst von Expertinnen und Experten nicht mit hinreichender Zuver-
lässigkeit im Voraus gezogen werden. 86 Gerade für Kleinunternehmen, die 
ihre Tätigkeit neu aufnehmen, wäre es von entscheidender Bedeutung zu 
wissen, wie die für das Unternehmen Beschäftigten sozialversicherungs-
rechtlich qualifiziert würden. 87 Häufig erleben diese Betriebe bei der ersten 
Arbeitgeberkontrolle böse Überraschungen. 
2. Beitragsumgehung und Durchgriff 
a) Problemstellung 
Wie in den anderen Rechtsgebieten eröffnet die Möglichkeit, seine Rechts-
persönlichkeit gewissermassen zu verdoppeln, auch im Sozialversicherungs-
recht zahlreiche Missbrauchsoptionen. Im Hinblick auf die nicht unerheb-
liche Beitragsbelastung des unselbständigen Erwerbseinkommens erstaunt es 
nicht, dass in der Praxis besonders häufig versucht wird, das Beitragsobjekt 
-also den massgebenden Lohn- so gering wie möglich zu halten, die wirt-
schaftlichen Vorteile aber auf anderen Wegen (z.B. durch hohe Dividenden-
zahlungen) zu erreichen. Dies kann zwar auch geschehen, wenn Arbeitgeber 
86 Z.B. H. MEYER, Sozialversicherungsbeiträge, S. 243 f. 
87 Praxisgernäss sind - ausser bei sehr komplizierten Verhältnissen - keine vorgängigen 
Feststellungsverfiigungen betreffend das Beitragsstatut möglich; z.B. CASAULTAILINDEN-
MANN, S. 232, mit Hinweisen auf die Praxis. 
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und Arbeitnehmer wirtschaftlich nicht völlig identisch sind. Besonders häu-
fig ist es aber gerade in diesen Konstellationen der Fall. 
b) Verhältnis von Gewinnausschüttung und mussgebendem Lohn 
Richtet eine AG Leistungen an Arbeitnehmer aus, die gleichzeitig Inhaber 
gesellschaftlicher Beteiligungsrechte sind, erhebt sich bei der Festsetzung 
sowohl der direkten Bundessteuer als auch der Sozialversicherungsbeiträge 
die Frage, ob und inwieweit es sich um Arbeitsentgelt und damit um mass-
gebenden Lohn oder aber um verdeckte Gewinnausschüttungen handelt. 
Letztere stellen Kapitalertrag dar, auf dem keine Sozialversicherungsbeiträge 
erhoben werden. 
Im Steuerrecht geht das wesentliche Interesse dahin, zu verhindern, dass Ge-
winne der Gesellschaft der Reinertragsbesteuerung dadurch entzogen werden, 
dass sie unter dem Titel Lohnaufwand oder sonstige Geschäftsunkosten aus-
gerichtet werden. Die AHV dagegen hat zu verhindern, dass massgebender 
Lohn fälschlicherweise als Kapitalertrag deklariert wird und dadurch der 
Beitragserhebung entgeht. 88 
Das Problem sehr hoher Dividendenzahlungen und deren Abgrenzung zum 
massgebenden Lohn dürfte sich praktisch nur bei Einpersonen-Gesellschaf-
ten und Familienaktiengesellschaften stellen, bei denen geschäftsführende 
Hauptaktionäre an sich und eventuell an andere Familienmitglieder erhöhte 
Dividendenzahlungen ausrichten und zugleich die eigentlichen Lohnzahlun-
gen tiefhalten. 89 
Das EVG hat sich verschiedentlich mit dieser Problematik befasst. Es hielt 
dabei fest, dass Vergütungen aus dem Reingewinn einer Aktiengesellschaft, 
die ihren ausschlaggebenden Grund im Arbeitsverhältnis des Empfängers 
haben, zum massgebenden Lohn gehören, auch wenn sie in der Form von 
Dividenden ausgerichtet werden. Dabei wurde betont, dass in jedem Einzel-
88 Urteile des EVG vom 22. Dezember 2003 (H 108/03), E. 4.2; 10. März 2003 (H 304/00), 
E. 4.2.; 4. August 2000 (H 286/99), E. 4b. 
89 Siehe Urteile des EVG vom I 0. März 2003 (H 304/00), E. 4.4.2; 4. August 2000 
(H 386/99), E. 4d am Ende. 
120 Thomas Gächter 
fall sorgfältig zu prüfen sei, ob die Zahlung tatsächlich im Zusammenhang 
mit dem Anstellungsverhältnis stehe.90 
In der Praxis haben sich fur die Bewältigung solcher Probleme Faustregeln 
herausgebildet: So wurde etwa eine kantonale Praxis geschützt, nach wel-
cher fur Verwaltungsräte fur die Einzeljahre die Dividendenzahlung, das 
deklarierte AHV -Einkommen und das branchenübliche Gehalt zueinander in 
Bezug gesetzt werden. Dabei werden die Dividendenzahlungen, soweit sie 
eine 15-prozentige Verzinsung des Aktienkapitals übersteigen, als mass-
gebender Lohn betrachtet; dies jedoch nur bis zur Höhe eines durchschnitt-
lichen Gehalts, das aufgrundvon Standardwerten bestimmt wird.91 
Die Manipulationsmöglichkeiten des Alleinaktionärs, sich durch überhöhte 
Dividendenzahlungen der sozialversicherungsrechtlichen Beitragspflicht zu 
entziehen, sind damit beschränkt. 
•1 B . h 92 c/ eztragsumge ung 
In BGE 113 V 92 war das Vorliegen einer Beitragsumgehung eines von 
«seinen> Einpersonen-AG angestellten EDV -Fachmanns zu beurteilen. Da 
das Gehalt, das er sich auszahlte, im Verhältnis zu den Honoraren, welche 
die AG den Kunden verrechnete, sehr bescheiden war, befand die Aus-
gleichskasse, dass es sich bei dieser Zwischenschaltung der AG um eine 
Beitragsumgehung handle. Sie verfugte deshalb, dass die gesamten Hono-
rareinnahmen - nach einem Spesenabzug von 10 % - als massgebender 
Lohn im Sinne von Art. 5 Abs. 2 AHVG gelten müssten und deshalb die 
entsprechenden Beiträge nachzuzahlen seien. Die kantonale Rekurskom-
mission sowie das EVG folgten dieser Ansicht jedoch nicht. Zwar nahm das 
EVG diesen Rechtsstreit zum Anlass, die Voraussetzungen der Beitrags-
umgehung zu bestätigen, verneinte indes das Vorliegen einer Beitragsumge-
90 ZAK 1978, S. 179 ff.; Pra 1997, Nr. 96, S. 519; Urteile des EVG vom 22. Dezember 2003 
(H 108/03), E. 5.2; 4. August 2000 (H 386/99), E. 4. 
91 Urteile des EVG vom 22. Dezember 2003 (H 1 08/03), E. 5.1; 4. August 2000 (H 386/99), 
E. 4d/aa. 
92 Die Ausführungen in diesem Abschnitt folgen im Wesentlichen ÜÄCHTER, S. 508 ff. 
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hung im konkreten Fall. Die gewählte Rechtsform, die vor allem auch der 
Haftungsbeschränkung diene, sei an sich nicht zu beanstanden. Ein beträcht-
licher Teil des Aufwands der AG hätte dagegen nach der Aktenlage wohl als 
massgebender Lohn qualifiziert werden müssen, da es sich dabei um ver-
deckte Vergütungen an den Arbeitnehmer gehandelt habe. Die Sache wurde 
deshalb zur weiteren Abklärung an die Ausgleichskasse zurückgewiesen. 
Zur Begründung des nach der hier vertretenen Ansicht zutreffenden Ent-
scheids ist etwas weiter auszuholen: Seit dem Grundsatzentscheid Baltha-
sar93 aus dem Jahr 1951 wird im Sozialversicherungsrecht das Phänomen der 
Beitragsumgehung in engster Anlehnung an die «klassische» Lehre der Steu-
erumgehung behandele4 
Wie das EVG bereits [früher] ... entschieden hat, ist eine Beitrags-
umgehung in Analogie zu den in der steuerrechtliehen Praxis und 
Doktrin ... entwickelten Kriterien anzunehmen, wenn 
die von den Beteiligten gewählte Rechtsgestaltung als ungewöhn-
lich, sachwidrig oder absonderlich, jedenfalls den wirtschaftlichen 
Gegebenheiten völlig unangemessen erscheint, 
anzunehmen ist, dass diese Wahl missbräuchlich und lediglich 
deshalb getroffen worden ist, um Beiträge einzusparen, welche bei 
sachgemässer Ordnung der Verhältnisse geschuldet wären, 
und das gewählte Vorgehen tatsächlich zu einer erheblichen Bei-
tragserspamis fuhren würde, wenn es von den Organen der AHV 
hingenommen würde. 
Sind diese drei Voraussetzungen erfullt, so ist zu entscheiden, wie 
wenn die Umgehungshandlung nicht stattgefunden hätte ... , und der 
Beitragspflicht ist die Ordnung zugrunde zu legen, die sachgemäss 
93 EVGE 1951 , S. 11 ff. 
94 Siehe zur Entwicklung der Lehre der Steuerumgehung sowie deren Verständnis in der 
neuerenLehre GÄCHTER, S. 337 ff. 
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dem vom Beitragspflichtigen erstrebten wirtschaftlichen Zweck ent-
sprochen hätte. 95 
Die dogmatische Erfassung der Steuerumgehung durch PETER LOCHER, 96 
der hier im Wesentlichen gefolgt wird, unterscheidet konsequent zwischen 
der zivilrechtlichen, der wirtschaftlichen und der steuersystematischen An-
knüpfung der Steuertatbestände. Die Frage nach einer «echten Steuerum-
gehung» stellt sich dabei nur bei der zivilrechtliehen Anknüpfung. In diesen 
Fällen handelt es sich gegebenenfalls um Gesetzeskorrekturen, die nur in 
krassen Fällen vorgenommen werden dürfen. In den anderen Fällen, in 
denen nicht zivilrechtlich angeknüpft wird, liegen bloss «unechte Steuer-
umgehungen» vor, die als Gesetzesumgehungen mit extensiver oder restrik-
tiver Normauslegung erfasst werden können. 
Da alle Sozialversicherungszweige, in denen eine Beitragsumgehung aktuell 
werden könnte, auf das Beitragsregime der AHV oder mindestens auf den 
Begriff des massgebenden Lohns gernäss Art. 5 AHVG Bezug nehmen, ist 
mit der Lösung des Problems in der AHV die Lösung des ganzen Fragen-
komplexes verbunden. 
Die Erwerbstätigkeit gernäss Art. 4 Abs. 1 AHVG knüpft weder an be-
stimmte zivilrechtliche Formen der Erwerbstätigkeit noch an Begriffe in 
anderen Rechtsgebieten an. 97 Es handelt sich damit um einen spezifisch 
AHV-rechtlichen Begriff, dessen Inhalt und Umfang sich aus der Auslegung 
des AHVG ergibt.98 Er setzt einen kausalen Zusammenhang zwischen einer 
95 BGE I 13 V 92 ff. , 95; AHI 1998, S. 101 ff., 103 . 
96 P. LOCHER, S. I 79 ff.; BLUMENSTEINILOCHER, S. 30 ff. 
97 Vgl. z.B. BINSWANGER, S. 34; KÄSER, Rz. 3.4 ff. , KIESER, Alters- und Hinterlassenen-
versicherung, Rz. 28. 
98 So schon BINSWANGER, S. 34. Andere Rechtsgebiete können zwar hilfsweise beigezogen 
werden (KÄSER, Rz. 3.5, schlägt z.B. teilweise ein Abstellen auf das Steuerrecht vor, rela-
tiviert dies aber sogleich wieder aufgrund steuerrechtlicher Besonderheiten); fUr eine aus-
schliesslich an den Zwecken des AHVG orientierte Auslegung dagegen KIESER, Alters-
und Hinterlassenenversicherung, Rz. 28. Sehr deutlich bezüglich der beitragsrechtlichen 
Qualifikation von Entschädigungen fUr missbräuchliche Kündigung BGE 123 V 5 ff., 9 ff. 
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Erwerbstätigkeit und dem Zufluss geldwerter Leistungen voraus. 99 Damit 
knüpft er an wirtschaftliche Vorgänge an. 100 
Einen weiteren, ebenfalls aus AHV -rechtlicher Optik zu beurteilenden 
Begriff bildet die «unselbständige Erwerbstätigkeit» im Sinn von Art. 4 
Abs. 1 und Art. 5 AHVG. Beim «massgebenden Lohn» (Art. 5 Abs. 2 
AHVG), der in unselbständiger Erwerbstätigkeit erwirtschaftet wird, ist 
- wie oben bereits dargelegt - ebenfalls nicht die zivilrechtliche Qualifi-
kation eines Beschäftigungsverhältnisses ausschlaggebend. 101 Das Rechts-
verhältnis, aus dem der massgebende Lohn stammt, wird vielmehr aus der 
Sicht der Zielsetzungen des AHVG anhand der von der Praxis entwickelten 
Kriterien qualifiziert. 102 Auch dieser Begriff knüpft damit am wirtschaftli-
chen Sachverhalt der Ausrichtung eines Entgelts für unselbständige Tätigkeit 
im Sinn des AHVG an. 
Wendet man nun die neuere Doktrin zur Steuerumgehung auf die Umgehung 
von Sozialversicherungsbeiträgen an, dann ergibt sich, dass aufgrund der 
eindeutig wirtschaftlichen Anknüpfung des Beitragsregimes der AHV eine 
«echte» Beitragsumgehung ausgeschlossen ist. Bei allfälligen Beitragsumge-
hungen handelt es sich um «unechte» Umgehungen, also um einfache Ge-
setzesumgehungen, die mit Hilfe von extensiver oder restriktiver Norminter-
pretation und ohne Gesetzeskorrektur bewältigt werden können. In diesem 
Sinn wird denn auch der soeben behandelten Problematik der verdeckten 
Lohnzahlung in der Form von Dividenden begegnet. 
99 KÄSER, Rz. 3.6, spricht im Anschluss an die steuerrechtliche Doktrin (BLUMENSTEINILO-
CHER, S. 178 f.) von <<Unfundiertem Einkommen». 
100 Vgl. etwa die Formulierung in EVGE 1953, S. 39 ff., 43 (Frey): «Beim Begriff des 
Erwerbseinkommens handelt es sich um einen solchen wirtschaftlicher Natur, dessen 
Umschreibung umsomehr Schwierigkeiten bereitet, als ihm in stetem Fluss befindliche, 
vielgestaltige Erscheinungen zugrunde liegen. Aus diesem Grunde ist im AHVG der 
Begriff des Einkommens aus Erwerbstätigkeit nicht näher umschrieben.» 
101 KÄSER, Rz. 4.7 ff.; T. LOCHER, S. I 70 f. 
102 KÄSER, Rz. 4.7 ff.; KlESER, Alters- und Hinterlassenenversicherung, Rz. 32 f.; beide mit 
zahlreichen Hinweisen auf die von der Praxis entwickelten Abgrenzungskriterien. 
Vgl. auch die Darstellungen bei GREBERIDUc/SCARTAZZINI, Art. 5, Rz. 93 ff., oder LANZ, 
Abgrenzung, S. I 463 ff.; zum Ganzen oben, Ziff. I. I. d. 
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Der angeführte Entscheid (BGE 113 V 92) ist deshalb besonders interessant, 
weil er zwar die Voraussetzungen der Beitragsumgehung nennt, deren 
Vorliegen im konkreten Fall dann aber verneint, um ansebliessend gewisse 
Leistungen der AG an den Angestellten - entgegen ihrer buchhalterischen 
Qualifikation - dem massgebenden Lohn zuzuschlagen. Damit vereitelte das 
EVG - freilich ohne dies ausdrücklich zu erwähnen- aufgrund einer teleo-
logischen, von der wirtschaftlichen Anknüpfung des massgebenden Lohnes 
ausgehenden Auslegung eine <<Unechte» Beitragsumgehung. 
Dieses Ergebnis erscheint auch deshalb plausibel, weil in der Praxis die 
Figur der Beitragsumgehung zwar bekannt ist, jedoch bedeutend seltener 
Anwendung findet als etwa die Steuerumgehung im Steuerrecht. Diese Sel-
tenheit ist auf die wirtschaftliche Anknüpfung des selbständigen und unselb-
ständigen Erwerbseinkommen zutückzuführen, welche es der Praxis schon 
stets erlaubt hat, die relevanten Lebenssachverhalte unter den AHV -recht-
lichen Einkommensbegriff zu subsumieren, ohne auf die Figur der Umge-
hung zurückgreifen zu müssen. 
Zusammenfassend bedeutet dies für die Einpersonen-Gesellschaften, dass 
Leistungen an ihren Alleinaktionär immer dann als massgebendes Einkom-
men qualifiziert werden können, wenn sie im Zusammenhang mit der Ar-
beitsleistung des Alleinaktionärs in seiner Gesellschaft stehen und keinen 
Kapitalertrag darstellen. Wie bei den soeben behandelten übergrossen Di-
videndenzahlungen werden denn auch in der Praxis anlässlich von Arbeit-
geberkontrollen solche Leistungen nachträglich der Beitragspflicht unter-
stellt. Damit besteht ein juristisch griffiges und praktikables Instrument, um 
der Beitragshinterziehung zu begegnen. 
Gleichzeitig besteht für die in ihrer Gesellschaft tätigen Alleinaktionäre auch 
die Möglichkeit, nur einen Teil der Einnahmen als regelmässiges Einkom-
men auszubezahlen. Damit kann einerseits das Einkommen gleichmässig 
ausgerichtet werden. Anderseits lässt sich - je nach steuerlicher Situation -
auch die Steuerprogression etwas brechen. Erfasst werden mit anderen 
Worten nur diejenigen Leistungen aus dem Arbeitsverhältnis, die auch tat-
sächlich ausgerichtet werden. 
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d) Durchgriff 
Der direkte Durchgriff spielt im Sozialversicherungsrecht keine nennens-
werte Rolle. Die überwiegende Zahl der Fälle kann aufgrund der wirtschaft-
lichen Anknüpfung des Beitragsrechts im soeben beschriebenen Sinn be-
wältigt werden. 
Nur in ganz speziell gelagerten Fällen, in denen etwa zur Umgehung der 
Beitragspflicht ausländische Briefkastenfirmen als Arbeitgeberilmen zwi-
schengeschaltet werden, wurde in der Praxis ein Durchgriff auf die inlän-
dische Muttergesellschaft erwogen; d.h. es wurde in Betracht gezogen, die 
inländische Muttergesellschaft als beitragspflichtige Arbeitgeberin zu behan-
deln. 103 
Nicht selten verlangen jedoch in ihrer eigenen Gesellschaft tätige Allein-
aktionäre einen Durchgriff oder eine wirtschaftliche Betrachtungsweise zu 
ihren eigenen Gunsten. Hierzu zwei Beispiele: 
Urteil des EVG vom 28. April 1993 (ARV 1993/1994, Nr. 21): Der In-
haber einer Treuhand-AG hatte jahrelang für eine nunmehr konkursite 
AG die Jahresrechnung, die Lohnbuchhaltung sowie die allgemeine 
Buchhaltung geführt. Der Treuhänder machte geltend, dass ihm im Rah-
men dieses Geschäftsverhältnisses verschiedene weitere Aufgaben per-
sönlich übertragen worden seien. Aus diesem Grund müsse er als Arbeit-
nehmer der konkursiten AG betrachtet werden und habe damit auch 
Anspruch auf Insolvenzentschädigung. Das EVG folgte dieser Argu-
mentation jedoch nicht. Der Treuhänder sei zwar unselbständig erwerbs-
tätig, jedoch nicht im Dienst der konkursiten AG, sondern im Dienst 
seiner eigenen Treuhand-AG. Der geforderte «Durchgriff» durch die ei-
gentliche Vertragspartnerin, die Treuhand-AG, wurde damit- zu Recht-
verweigert. Dieses Ergebnis ist schon deshalb folgerichtig, weil nicht 
auf der einen Seite die Zwischenschaltung einer AG als Instrument der 
Haftungsbeschränkung grundsätzlich zugelassen, 104 auf der anderen Seite 
103 SVR 1998, AHV I (Urteil des EVG vom 4. August 1997). Dazu GÄCHTER, S. 514. 
104 So etwa im bereits mehrfach behandelten BGE 113 V 92 ff. 
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aber die Existenz einer solchen AG ignoriert werden darf, sobald sie für 
einen Arbeitnehmer-Alleinaktionär zum Nachteil wird. 105 
- Urteil des Versicherungsgerichts des Kantons Zürich vom 23. April 1993 
(SZS 1997, S. 29 ff.): Ein Alleinaktionär, der zusammen mit seiner 
früheren Verlobten und späteren Ehefrau in seiner AG angestellt war, 
wurde zwangsweise der Auffangeinrichtung der beruflichen Vorsorge an-
geschlossen, weil er selbst bei keiner Vorsorgeeinrichtung versichert war. 
Aufgrund der Angaben, die er gegenüber der Ausgleichskasse über sein 
Einkommen und das Einkommen seiner späteren Frau gemacht hatte, 
wurden die Beiträge an die Vorsorgeeinrichtung von dieser berechnet, in 
Betreibung gesetzt und - nach erhobenem Rechtsvorschlag - klageweise 
geltend gemacht. Im Rahmen dieses Prozesses führte der Beklagte im 
Wesentlichen an, dass für ihn und seine Stellung in der AG eine «wirt-
schaftliche Betrachtungsweise» Platz greifen müsse. Diese zeige, dass er 
und seine Frau eigentlich nicht unselbständig erwerbstätig seien, sondern 
vielmehr als selbständig zu gelten hätten. Damit unterlägen sie der obli-
gatorischen beruflichen Vorsorge nicht. Das Gericht wies diese Argu-
mentation jedoch zurück: es gehe nicht an, zwar in der AHV als un-
selbständig zu gelten, nicht aber in der beruflichen Vorsorge. Nach der 
bundesgerichtliehen Rechtsprechung gehe die berufliche Vorsorge von 
demselben Arbeitnehmerbegriff aus wie die AHV. Dementsprechend 
gelte das Beitragsstatut der AHV auch für die berufliche Vorsorge. 
In beiden Fällen wurde die Trennung zwischen Alleinaktionär und Einper-
sonen-AG respektiert, d.h. auch nicht zu Gunsten der Alleinaktionäre ausser 
Betracht gelassen. Wie im Privatrecht besteht auch im Sozialversicherungs-
recht kein Anlass, die Alleinaktionäre einerseits die Vorteile dieses Rechts-
kleids geniessen zu lassen, ihnen anderseits aber die damit verbundenen 
Nachteile (bzw. die Verweigerung von Vorteilen) zu ersparen. 106 
105 Vgl. sinngernäss MEIER-HAYOz!FORSTMOSER, S. 50 f. 
106 Siehe oben, bei Fn. 18. 
Die Einpersonen-AG aus der Sicht des Sozialversicherungsrechts 127 
IV. Unfallversicherung 
Wenn hier die Unfallversicherung separat behandelt wird, dann hat dies in 
erster Linie historische Gründe. Der Wortlaut von Art. 1a Abs. 2 UVG er-
mächtigt den Bundesrat, die Versicherungspflicht auf Personen auszudehnen, 
«die in einem arbeitsvertragsähnlichen Verhältnis stehen». Da das UVG 
selbst keinen Arbeitnehmerbegriff definiert, könnte aufgrund dieser Formu-
lierung vermutet werden, dass sich der unfallversicherungsrechtliche Arbeit-
nehmerbegriff an den Arbeitnehmerbegriff des Zivilrechts anlehnt. 107 Diese 
Ansicht wurde denn auch anfangs mit der Begründung vertreten, es bestün-
den strukturelle Unterschiede zwischen der Unfallversicherung als Klassen-
versicherung und der AHV als solidarischer Volksversicherung. 108 Die 
Rechtsprechung hat diesbezüglich auch einige Zeit geschwankt. 109 Gerade 
mit Bezug auf in der Gesellschaft tätige Alleinaktionäre ergingen auch Ent-
scheide, welche diese Alleinaktionäre, die aufgrundihres AHV-Beitragssta-
tuts als unselbständig Erwerbstätige galten, nicht als Arbeitnehmer im un-
fallversicherungsrechtlichen Sinn erachteten. 110 
In einem Entscheid aus dem Jahr 1992 wurde dann aber unter Koordina-
tionsgesichtspunkten auch für die Unfallversicherung vom AHV -rechtlichen 
Arbeitnehmerbegriff ausgegangen, soweit sich diese Qualifikation nicht als 
offensichtlich unrichtig erwies. 111 
Vollends geklärt sind die Verhältnisse seit dem In-Kraft-Treten des ATSG. 
Art. 1 UVV lautet seither wie folgt: «Als Arbeitnehmer nach Artikel 1a Ab-
satz 1 des Gesetzes gilt, wer eine unselbständige Erwerbstätigkeit im Sinne 
der Bundesgesetzgebung über die Alters- und Hinterlassenenversicherung 
107 FRESARD, Rz. 2. 
108 SCHLEGEL, S. 244 f., 248. 
109 Siehe etwa BGE 115 Ib 37, E. 4b. Dazu auch THOMAS LOCHER, Grundriss des Sozial-
versicherungsrechts, Bern 1994, S. 140; CADOTSCH, AHV-Arbeitnehrnerbegriff, S. 123. 
110 Z.B. Urteil des Versicherungsgerichts Bern vom 27. April1987, SGW 1987, Nr. 20. 
111 RKUV 1992, U 155, S. 251 ff., E. 2. BGE 119 V 164, E. 3b. FRESARD, Rz. 2; LANZ, Ab-
grenzung, S. 1465; Siehe dazu auch THOMAS LOCHER, Grundriss des Sozialversicherungs-
rechts, Bern 1994, S. 140. 
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(AHV) ausübt.» 112 Schliesslich muss auch allein aufgrund der Tatsache, dass 
Art. 10 ATSG- abgesehen von gewissen Abweichungen bei der Festlegung 
des Beitragsobjekts- den Arbeitnehmerbegriff für die verschiedenen Sozial-
versicherungen einheitlich definiert, ein und dieselbe Erwerbstätigkeit in 
allen Sozialversicherungen entweder als unselbständige oder als selbständige 
Erwerbstätigkeit eingestuft werden. 113 
Soweit also in der eigenen Gesellschaft beschäftigte Alleinaktionäre AHV-
rechtlich als unselbständig erwerbstätig gelten, unterstehen sie auch der obli-
gatorischen Unfallversicherung. 
V. Arbeitslosenversicherung 
1. Ansprüche von Arbeitnehmenden in arbeitgeberähnlicher 
Stellung114 
Im Arbeitslosenversicherungsrecht werden Personen in arbeitgeberähnlicher 
Stellung bei der Kurzarbeitsentschädigung (Art. 31 Abs. 3 lit. c A VIG), bei 
der Schlechtwetterentschädigung (Art. 42 Abs. 3 A VIG) sowie bei der Insol-
venzentschädigung (Art. 51 Abs. 2 A VIG) vom Anspruch ausgeschlossen. 115 
Die arbeitgeberähnliche Stellung kann auf drei Gründen beruhen: auf der 
Eigenschaft als Gesellschafter, auf einer finanziellen Beteiligung am Betrieb 
oder auf der Teilhabe an der Betriebsleitung. Die in ihrer Gesellschaft be-
schäftigte Alleinaktionärin hat damit eine arbeitgeberähnliche Stellung im 
genannten Sinn inne. 
Für die Arbeitslosenentschädigung (Art. 8 ff. A VIG) fehlt ein entsprechen-
der Vorbehalt. Dieses Fehlen ist indessen nicht auf ein gesetzgeberisches 
Versehen zurückzuführen. Wie sich der bundesrätlichen Botschaft zum 
112 Siehe zur Koordination des Arbeitnehmerbegriffs seit dem I. Januar 1998 AHI 1998, 
S. 145 f. 
113 T. LOCHER, S. 173. 
114 Die nachfolgenden Ausrohrungen stützen sich im Wesentlichen auf GÄCHTER, S. 522 ff.; 
siehe auch JÄGGI, passim. 
11 5 Vgl. NUSSBAUMER, Rz. 379 f. 
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A VIG entnehmen lässt, sollten auch Personen in arbeitgeberähnlicher Stel-
lung unter Umständen Anspruch auf Arbeitslosenentschädigung haben. 11 6 
In BGE 123 V 234 117 hat das EVG entschieden, dass ein Arbeitnehmer in 
arbeitgeberähnlicher Stellung keine Arbeitslosenentschädigung beanspru-
chen könne, wenn ihm die AG zwar gekündigt habe, er aber nach wie vor als 
Alleinaktionär und einziger Verwaltungsrat dieser Gesellschaft amte: 
Ein solches Vorgehen läuft auf eine rechtsmissbräuchliche Umgehung 
der Regelung des Art. 31 Abs. 3 lit. c A VIG hinaus, welche ihrem 
Sinn nach der Missbrauchsverhütung dient und in diesem Rahmen ins-
besondere dem Umstand Rechnung tragen will, dass der Arbeits-
ausfall von arbeitgeberähnlichen Personen praktisch unkontrollierbar 
ist, weil sie ihn aufgrund ihrer Stellung bestimmen oder massgeblich 
beeinflussen können. 118 
Im Ergebnis hat diese Rechtsprechung, die seither vielfach bestätigt worden 
ist, für arbeitgeberähnliche Personen den Anspruch auf Arbeitslosenentschä-
digung wesentlich beschränkt: Einerseits auf Fälle, in denen der Betrieb ent-
weder geschlossen wird und das Ausscheiden des Arbeitnehmers damit de-
finitiv ist, anderseits auf Situationen, in denen das Unternehmen zwar weiter 
besteht, der Arbeitnehmer mit der Kündigung aber endgültig auch jene Ei-
genschaft verliert, deretwegen er bei Kurzarbeitaufgrund von Art. 31 Abs. 3 
lit. c AVIG vom Anspruch auf Kurzarbeitsentschädigung ausgenommen ge-
wesen wäre. 119 Anders ausgedrückt hat ein Arbeitnehmer in arbeitgeberähn-
licher Stellung immer dann keinen Anspruch auf Arbeitslosenentschädigung, 
wenn es sich um einen Fall von «100 %-iger Kurzarbeit» 120 handelt, bei 
welchem das Arbeitsverhältnis faktisch fortbesteht, die betriebliche Aktivität 
116 BB11980III 591 f. 
11 7 Auch wiedergegeben in ARV 1998, Nr. 3. 
11 8 BGE 123 V 234 ff., 239. 
119 BGE 123 V 234 ff., 238 f.; ARV 2000, Nr. 14 und 15 (Konkurs bzw. Schliessung des 
kündigenden Betriebs). 
120 GERHARD GERHARDS, Kommentar zum Arbeitslosenversicherungsgesetz, Band I, Bem 
1987, Vorbemerkungen Art. 31-4 I, Rz. 21. Siehe auch NUSSBAUMER, Rz. 221, unter dem 
Aspekt der Vermittlungsfahigkeit. 
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für eine gewisse Zeit aber völlig eingestellt wird. Zwar spricht die Kündi-
gung des Arbeitsverhältnisses gegen die Annahme von Kurzarbeit, da diese 
nur bei fortbestehendem Arbeitsverhältnis möglich ist, doch ist die Kün-
digung nach der Rechtsprechung dann unbeachtlich, wenn sich der Arbeit-
nehmer aufgrund seiner weiterhin bestehenden Befugnisse in der Arbeitge-
bergesellschaft jederzeit wieder einstellen könnte. Faktisch handle es sich in 
diesen Fällen trotz Kündigung um Kurzarbeit, weshalb auch Art. 31 Abs. 3 
lit. c A VIG zur Anwendung gelange und in den entsprechenden Fällen keine 
Arbeitslosenentschädigung auszurichten sei. 
An der methodischen Argumentation des Gerichts lässt sich zwar einiges 
kritisieren, da es sich hier wohl nicht um eine «rechtsmissbräuchliche Um-
gehung» handelt - was auch immer das dogmatisch sein soll - , sondern um 
eine extensive Auslegung von Art. 31 Abs. 3 lit. c AVIG. 121 Gleichwohl 
kann der Rechtsprechung im Ergebnis beigepflichtet werden. Sie wird einer-
seits dem nachweisbaren historischen Willen des Gesetzgebers gerecht, der 
die Personen in arbeitgeberähnlicher Stellung nicht vollständig von der Ar-
beitslosenentschädigung ausschliessen wollte. Auf der anderen Seite wird 
auch der mit Art. 31 Abs. 3 lit. c A VIG verfolgte Zweck der Missbrauchs-
vermeidung erreicht. 
2. Gleiche Beiträge trotzfaktischem Leistungsausschluss? 
Für in ihrer Gesellschaft beschäftigte Alleinaktionäre bedeutet diese Praxis 
konkret, dass Sie - sofern sie als unselbständig erwerbstätig gelten - die 
paritätischen Arbeitslosenversicherungsbeiträge in der Höhe von insgesamt 2 
Prozent des massgebenden Lohns zu entrichten haben, 122 dafür aber nur in 
seltenen Ausnahmefallen leistungsberechtigt sind. Die Unausgeglichenheit 
von Beiträgen und Leistungen in diesen speziellen Konstellationen ist jedoch 
aufgrund der klaren gesetzgeberischen Vorentscheidung hinzunehmen 
(Art. 191 BV123). 124 Die Praxis verfügt hier über keinen Handlungsspielraum, 
121 Siehe GÄCHTER, S. 523 f.; JÄGGI, S. 7 f. 
122 Art. 3 Abs. 2 A VIG. 
123 Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999. 
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um den Arbeitnehmenden in arbeitgeberähnlicher Stellung entgegenzukom-
men. 
Immerhin ist anzumerken, dass aufgrundder in BGE 123 V 324 begründeten 
Rechtsprechung dann Anspruch auf Arbeitslosenentschädigung besteht, 
wenn die Gesellschaft aufgelöst wird, 125 sie das von ihr betriebene Gewerbe 
endgültig einstellt126 oder der Alleinaktionär seine arbeitgeberähnliche Stel-
lung im Betrieb definitiv einbüsst. 127 In wirklich gravierenden Fällen ge-
niessen die in ihrer eigenen Gesellschaft beschäftigten Alleinaktionärinnen 
damit einen gewissen Schutz, der mit 2 Prozent Beiträgen allerdings ver-
hältnismässig teuer erkauft werden muss. 
VI. Berufliche Vorsorge 
1. Arbeitnehmerbegriff in der beruflichen Vorsorge 
Das BVG selbst enthält keine Definition des Arbeitnehmerbegriffs. Da die 
berufliche Vorsorge dem ATSG nicht untersteht, gilt Art. 10 ATSG nicht 
direkt. Es wurde deshalb in der Lehre die Frage aufgeworfen, ob der Begriff 
des Arbeitnehmers in der beruflichen Vorsorge mit dem Begriff des Un-
selbständigerwerbenden gernäss AHV-Gesetzgebung identisch sei. 128 Vor 
allem - so wird geltend gemacht - passe die AHV -rechtliche Qualifikation 
nicht in allen Fällen auch im Bereich der beruflichen Vorsorge. So sei etwa 
eine obligatorische Unterstellung von Verwaltungsräten unter die berufliche 
124 Die Frage wurde sinngernäss in BGE I 05 V 44 (Keller AG) behandelt. Der Gesetzgeber 
hat dennoch daran festgehalten, trotz des Leistungssausschlusses für Arbeitnehmer in ar-
beitgeberähnlicher Stellung auf dem gesamten massgebenden Lohn - in der Höhe des 
versicherten Verdienstes gernäss AVIG - von allen unselbständig Erwerbstätigen densel-
ben Beltrag zu verlangen (Art. 2 Abs. I i.V.m. Abs. 2, wo keine entsprechende Ausnah-
meregelung vorgesehen ist) . Siehe auch GÄCHTER, S. 617 f. 
125 ARV 2000, Nr. 15. 
126 Vgl. Urteil des EVG vom 17. März 2003 (C 219/02). 
127 BGE 123 V 234, E. 7 b/bb. Vom definitiven Verlust der Stellung im Betrieb dürfte nur 
auszugehen sein, wenn der Alleinaktionär die Gesellschaft vollständig veräussert und die 
Leitungsfunktion abgibt. 
128 Siehe BEROS, S. 10 ff.; BRÜHW!LER, S. 262 f.; STAUFFER, Rz. 424. 
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Vorsorge fragwürdig, wenn sie aufgrund von finanziellen Bezügen erfolge, 
die zwar AHV -rechtlich zum massgebenden Lohn zählten, jedoch nicht im 
Zusammenhang mit einem Arbeitsverhältnis stünden. Dies ist vor allem für 
den Bezug von Tantiemen, Entschädigungen und Sitzungsgeldern der Fall. 129 
Die Rechtsprechung stellte jedoch bereits 1989 klar, dass der Arbeitnehmer-
begriff nach Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 7 Abs. 1 BVG nach AHV-rechtlichen 
Kriterien auszulegen sei. Den Grund dafür bilde die vom Gesetzgeber be-
absichtigte Parallelität zur AHV-Gesetzgebung. 130 Eine Ausnahme liegt nur 
vor wenn das BVG bestimmte Arbeitnehmerinnen von der obligatorischen , 
. h . t 13 1 Vers1c erung ausmmm . 
Seit dem In-Kraft-Treten des ATSG spricht noch ein weiteres Argument für 
die Parallelität des Arbeitnehmerbegriffs: Art. 5 Abs. 1 BVG verweist auf 
das AHV-Recht, welches in Art. 1 Abs. 1 ATSG für den Versicherungs-
bereich die Bestimmungen des ATSG generell anwendbar erklärt. Zudem 
wird in Art. 7 Abs. 2 BVG auf den massgebenden Lohn gernäss AHVG 
verwiesen. Daraus wird gefolgert, dass im Bereich der obligatorischen be-
ruflichen Vorsorge der Arbeitnehmerbegriff gernäss Art. 10 A TSG durch 
Verweisung zur Anwendung kommt. 132 
Für die paritätische Verwaltung der Vorsorgeeinrichtung gilt dagegen ein 
anderer Arbeitnehmerbegriff 133 Arbeitnehmervertreter kann nur sein, wer 
nicht am Betrieb massgeblich finanziell beteiligt ist oder als Mitglied des 
obersten Leitungsgremiums die Entscheidungen der Arbeitgeberin massgeb-
lich beeinflussen kann. Es spielt dabei keine Rolle, ob die genannten Per-
sonen AHV -rechtlich ebenfalls als unselbständig erwerbstätig gelten. Durch 
den Einsitz solcher Personen in der Verwaltung der Vorsorgeeinrichtung 
würde der Grundgedanke der paritätischen Verwaltung verletzt. 134 
129 Art. 7 AHVV; STAUFFER, Rz. 425 . 
130 BGE 115 Ib 44 E. 4d; BEROS, S. 12 f. ; BRÜHWlLERIWALSER, Rz. 49; ELROD, S. 53 f.; 
STAUFFER, Rz.427. 
13 1 Art. 2 Abs. 2 BVG. 
132 T. LOCHER, S. 173 f. 
133 ELROD, S. 46 ff. ; RlEMER, Vorsorge, S. 66 f. 
134 T . LOCHER, S. 174; STAUFFER, Rz. 1384. 
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2. Barauszahlung der Freizügigkeitsleistung 
Vor dem Eintritt eines in der beruflichen Vorsorge versicherten Risikos (Al-
ter, Tod oder Invalidität) kann die Versicherte über den erworbenen An-
spruch nicht verfügen. Es gilt der Grundsatz der Gebundenheit der Leistung 
bzw. des Vorsorgekapitals. Im Freizügigkeitsfall- d.h. wenn Versicherte die 
Vorsorgeeinrichtung verlassen, bevor ein Vorsorgefall eintritt (Art. 2 Abs. 1 
FZG135)- wird die Austrittsleistung in der Regel der neuen Vorsorgeeinrich-
tung überwiesen (Art. 3 FZG) oder wird der Vorsorgeschutz in anderer Form, 
z.B . einer Freizügigkeitspolice, erhalten (Art. 4 FZG). 
Im Freizügigkeitsfall ist in bestimmten, gesetzlich abschliessend geregelten 
Fällen eine Barauszahlung möglich, nämlich beim endgültigen Verlassen der 
Schweiz, bei der Aufnahme einer selbständigen Erwerbstätigkeit oder wenn 
die Austrittsleistung weniger als ihr Jahresbeitrag beträgt (Art. 5 Abs. 1 
FZG). In diesen Fällen wird der Grundsatz der Gebundenheit des Vorsorge-
kapitals durchbrechen. 
Gerade dann, wenn sich jemand nach einer längeren Tätigkeit in unselb-
ständiger Stellung selbständig machen möchte, bietet die Barauszahlung der 
Austrittsleistung ein willkommenes Startkapital, das nicht verzinst werden 
muss. 136 Bei der Gründung einer Einpersonen-AG wäre es auch ideal als 
Grundkapital der Gesellschaft geeignet. An diesem Punkt ist jedoch Vorsicht 
geboten: Laut Art. 5 Abs. 1 lit. b FZG können Versicherte nur dann die 
Barauszahlung der Austrittsleistung verlangen, wenn sie «eine selbständige 
Erwerbstätigkeit aufnehmen und der obligatorischen beruflichen Vorsorge 
nicht mehr unterstehen». Die Einnahme einer leitenden Stellung in der ei-
genen AG stellt indes, wie oben dargelegt, in der Regel keine Aufnahme 
einer selbständigen Erwerbstätigkeit dar. Vielmehr ist eine solche Person 
nach wie vor sozialversicherungsrechtlich als unselbständig erwerbstätig zu 
behandeln. 137 Damit untersteht sie auch weiterhin der obligatorischen beruf-
135 Bundesgesetz über die Freizügigkeit in der beruflichen Alters-, Hinterlassenen- und Inva-
lidenvorsorge vom 17. Dezember 1993 (Freizügigkeitsgesetz, FZG). 
136 Siehe HORNU GIRÖTHLISBERGER, S. 43 ff. 
13 7 STAUFFER, Rz. 1069; a.M. wohl RIEMER, Vorsorge, S. 115, mit Hinweis auf BJM 1985, 
S. 147 ff. ; siehe den Vorschlag zur Entkoppelung der Bezugsberechtigung des Vorsorge-
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liehen Vorsorge, sofern das Mindesteinkommen von gegenwärtig jährlich 
Fr. 19'350.- erzielt wird (Art. 7 Abs. 1 BVG). 
Erforderlich ist demnach ein Statuswechsel der versicherten Person. Diese 
muss künftig als selbständig erwerbstätig im sozialversicherungsrechtlichen 
Sinn gelten. Gegenüber der Vorsorgeeinrichtung ist dieser Statuswechsel mit 
einer Bescheinigung der AHV-Ausgleichsstelle zu dokumentieren. 138 
Es wird zwar gefordert, dass darauf zu achten sei, dass das Barauszah-
lungsverbot nicht umgangen wird, so etwa durch die nur vorübergehende 
Aufnahme einer selbständigen Erwerbstätigkeit 139 Kann die versicherte Per-
son jedoch mit ihrer Anmeldung zur selbständigen Erwerbstätigkeit sowie 
mit einem plausiblen Geschäftskonzept belegen, 140 dass tatsächlich die Auf-
nahme einer selbständigen Erwerbstätigkeit geplant ist, so muss die Vor-
sorgeeinrichtung die Austrittsleistung bar auszahlen. 141 Dass die selbständige 
Tätigkeit zu einem späteren Zeitpunkt allenfalls in einer eigenen Gesell-
schaft wieder zu einer unselbständigen wird, ändert nichts am zulässigen 
Barauszahlungsgrund. 
3. Steuerrechtliche Behandlung der angestellten 
Alleinaktionäre 
In ihrer eigenen AG angestellte Alleinaktionäre gelten grundsätzlich auch in 
der beruflichen Vorsorge als unselbständig erwerbstätig, wenn sich dies 
bereits aus dem AHV -rechtlichen Status ergibt. Sie unterstehen damit auch 
der obligatorischen beruflichen Vorsorge, sofern ihr Einkommen die Min-
destschranke von Fr. 19'350.- überschreitet (Art. 7 Abs. 1 BVG). 
kapitals von der Anerkennung des Selbständigenstatus gernäss AHVG bei HORNUNG/ 
RöTHLISBERGER, s. 79. 
138 STAUFFER, Rz. 1069; siehe auch ELROD, S. 44 ff., 73 ff.; HELBLING, S. 257. 
139 HELBLING, S. 256. 
140 Vgl. BRÜHWILER, S. 527. 
141 Siehe zum Problem, dass kurz vor der Pensionierung zur Erwirkung der Barauszahlung 
eine selbständige Erwerbstätigkeit aufgenommen wird HANS MICHAEL RIEMER, Um-
gehungen des reglementarischen Kapitalauszahlungsverbotes bei Personalvorsorgestiftun-
gen mit Rentenversicherung, SZS 1979, S. 63 ff.; siehe auch ÜÄCHTER, S. 491 ff. 
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Art. 81 BVG hält harmonisierend für die direkten Steuern des Bundes, der 
Kantone und der Gemeinden fest, dass die Beiträge der Arbeitgeber wie 
auch der Arbeitnehmer an die Vorsorgeeinrichtung von den Steuern ab-
gezogen werden können bzw. auf Arbeitgeberseite als Geschäftsaufwand 
gelten. 142 
In einem viel kritisierten Entscheid (BGE 120 Ib 199) hat das Bundesgericht 
jedoch festgestellt, dass der Einzelanschluss des einzigen Aktionärs und 
Arbeitnehmers an eine Sammelstiftung das Prinzip der Kollektivität verletze 
und nicht der beruflichen Vorsorge diene, weshalb ftir die entsprechenden 
Beiträge kein Steuerabzug vorgenommen werden könne. 143 
Bemängelt wird an dieser Rechtsprechung, dass es schwer verständlich sei, 
dass ein in seiner Gesellschaft tätiger Alleinaktionär zwar als Arbeitnehmer 
gelte und obligatorisch in der beruflichen Vorsorge versichert sei, gleichzei-
tig aber nicht von den steuerlichen Abzugsmöglichkeiten profitieren könne. 
Die Rechtsprechung führe zudem zu einer Ungleichbehandlung gegenüber 
solchen Arbeitsverhältnissen, bei denen zwar keine Kapitalbeteiligung be-
stehe, dennoch aber ein starker Einfluss auf die Geschäftstätigkeit ausgeübt 
werden könne. In solchen Verhältnissen würde die Abzugsfähigkeit ohne 
weiteres anerkannt, auch wenn es hier am Erfordernis der Kollektivität der 
Anlage fehlen könne. 144 
Immerhin könnte sich ein Alleinaktionär aber auch nach der angeführten 
Rechtsprechung in einer Weise versichern, welche den Grundsätzen der Kol-
lektivität genügt und damit die Beiträge abzugsfähig macht, namentlich bei 
einer Vorsorgeeinrichtung des Berufsverbands oder - subsidiär - bei der 
Auffangeinrichtung. 145 Diese Lösungen wiederum sind für mitarbeitende 
Alleinaktionäre wenig attraktiv, weil sie in der Regel auf gesetzliche Mini-
142 Z.B. BRÜHWJLERIW ALSER, Rz. 174 ff. 
143 Dazu sowie zur Kritik am Entscheid MAUTE/STEINERIRUFENER, S. 132 ff.; STAUFFER, 
Rz. 1749 ff.; STEINER, S. 305 ff.; VETTER-SCHREIBER, S. 38 f.; Siehe zum Entscheid auch 
PETER-SZERENYI, S. 131 f., die Kritik zusammenfassend S. 138 ff. sowie die Rechtspre-
chung ablehnend S. 147 ff. 
144 STAUFFER, Rz. 1749. Sinngernäss VETTER-SCHREIBER, S. 38 f. 
145 BGE 120 Ib 199, E. 4c. Kritisch zu diesem Punkt STEINER, S. 307. 
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malleistungen beschränkt sind bzw. keine angemessene überobligatorische 
Lösung zulassen. Unter Umständen hat der Alleinaktionär gar keine Mög-
lichkeit, sich angemessen zu versichern, zumal er bei der 3. Säuleaals Vor-
sorgenehmer mit 2. Säule lediglich auf die kleine 3. Säule a beschränkt ist. 146 
Bislang ist zu diesem Thema kein neuer Leitentscheid ergangen. Anschei-
nend wurde die bundesgerichtliche Praxis aber in verschiedenen Kantonen, 
in Übereinstimmung mit der Ansicht des Bundsamts für Sozialversicherun-
gen, nicht befolgt. 147 Implizit hat zudem auch das Bundesgericht anerkannt, 
dass- unter bestimmten Umständen- der Anschluss an eine Gemeinschafts-
einrichtung möglich ist. 148 
Eine gewisse Klärung dürfte hier der seit dem 1. Januar 2006 geltende 
Art. 1 c Abs. 2 BVV 2 bringen. Dieser macht im Abschnitt «Kollektivität» im 
Artikel zu den «Vorsorgeplänen» deutlich, dass der Grundsatz der Kollek-
tivität auch im Fall der Versicherung einer einzelnen Person eingehalten ist, 
wenn gernäss Reglement die Aufnahme weiterer Personen grundsätzlich 
möglich ist. Diese «virtuelle Kollektivität», die zuvor schon von der Praxis 
teilweise als hinreichend anerkannt worden ist, 149 ermöglicht damit im 
Grundsatz auch den Anschluss eines Alleinaktionärs an eine Sammelstiftung. 
Durch das Festhalten der Zulässigkeit der virtuellen Kollektivität wird die 
Rechtssicherheit für die betroffenen KMU erhöht. 150 Es muss bei der zu-
künftigen Aufnahme weiterer Personen allerdings um eine realistische Mög-
lichkeit handeln. Bei Arbeitgebern, bei denen realistischerweise nicht er-
wartet werden kann, dass in Zukunft einmal eine Person die Bedingungen 
für die Aufnahme erfüllen kann, sind die Voraussetzungen für die Kollek-
146 MAUTE/STEINERIRUFENER, S. 133. 
147 STAUFFER, Rz. 1749, mit Hinweis in Fn. 23; siehe auch PETER-SZERENYI, S. 132 ff.; VET-
TER-SCHREIBER, S. 38. 
148 Urteil des Bundesgerichts vom 20. März 2002, 2A.404.2001, E. 2.3. 
149 Siehe LANG/MAUTE, S. 644, mit Hinweis; siehe auch das Urteil des Bundesgerichts vom 
20. März 2002, 2A.404.200 I. 
150 LANG/MAUTE, S. 644, die zudem ausdrücklich darauf hinweisen, dass damit die Frage 
nicht beantwortet sei, ob die geleisteten Vorsorgebeiträge ganz oder teilweise als geld-
werte Leistung zu qualifizieren sind, sofern es sich beim betroffenen Vorsorgenehmerum 
einen Anteilsinhaber handle. Die Thematik der geldwerten Leistung sei im Einzelfall auf-
grund der bekannten Kriterien zu beurteilen. 
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tivität auch virtuell nicht gegeben. Eine «a-la-carte-Versicherung» ist nach 
wie vor unzulässig. 151 Zur Beurteilung dieser Fragen ist damit jeder Ein-
zelfall konkret zu untersuchen. 152 
VII. Schlussbetrachtung 
Vergleicht man abschliessend, welche Wertungen und Grundsätze der Be-
handlung der Einpersonen-AG in den verschiedenen Rechtsgebieten zu 
Grunde liegen, so stellt man eine fast schon erstaunliche Einheitlichkeit fest: 
Das Trennungsprinzip, d.h. die Beachtung der eigenständigen Rechtsper-
sönlichkeit der vom Alleinaktionär beherrschten Einpersonen-AG, wird im 
Sozialversicherungsrecht kaum weniger strikt beachtet als im Privatrecht. 
Trotz der wirtschaftlichen Anknüpfungspunkte in den massgebenden Ge-
bieten des Sozialversicherungsrechts (Versicherungsunterstellung, Beitrags-
wesen) wird meist über die wirtschaftliche Identität der Einpersonen-AG mit 
ihrem Alleinaktionär hinweg gesehen. In der Praxis werden denn in der 
überwiegenden Zahl der Fälle die in ihrer eigenen AG beschäftigten Allein-
aktionäre als unselbständig Erwerbstätige behandelt. 153 
Die Wertungskonvergenz zwischen Privat- und Sozialversicherungsrecht 
geht aber noch weiter: Privatrechtlich gelten Anstellungsvereinbarungen der 
Alleinaktionärin mit ihrer AG nicht als Arbeitsverträge, da es am Unter-
ordnungsverhältnis fehlt. Sozialversicherungsrechtlich gilt die mitarbeitende 
Alleinaktionärin in der Regel zwar dennoch als unselbständig erwerbend; die 
Korrektur im Sinn der wirtschaftlichen Realität erfolgt aber in der Weise, 
151 Zum Ganzen Mitteilungen über die Berufliche Vorsorge Nr. 83, 16. Juni 2005, Sonder-
ausgabe, Nr. 484, Irrkrafttreten auf den I. Januar 2006 der 3. Etappe der BVG-Revision, 
s. 14. 
152 Urteil des Bundesgerichts vom 20. März 2002, 2A.404.2001, E. 2.3 .3: «Nach dem Ge-
sagten besteht durchaus Anlass, das Vorsorgewerk von juristischen Personen näher zu 
untersuchen, wenn zwar formell Kollektivität besteht, jedoch von gewissen Leistungen 
materiell nur die (mitarbeitenden) Inhaber effektiv profitieren. Letztlich ist aber stets auf-
grund der Gesamtumstände des konkreten Falls zu beurteilen, ob es sich um eine im Be-
teiligungsverhältnis begründete Begünstigung handelt, oder ob die getroffene Regelung 
der beruflichen Vorsorge aufgrund der betrieblichen Verhältnisse gerechtfertigt ist.» 
153 Oben, Ziff. III. 1 d. 
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dass die Alleinaktionärin in einzelnen Fragen anders - nämlich weniger ge-
schützt - behandelt wird wie eine normale Angestellte. Zu nennen ist einer-
seits das Arbeitslosenversicherungsrecht, in dem sie faktisch trotz umfas-
sender Beitragspflicht von der Leistungsberechtigung ausgeschlossen ist, 
anderseits die berufliche Vorsorge, in der die Beiträge nur unter bestimmten 
Umständen oder nur bis zu einem bestimmten Mass steuerlich abgezogen 
werden können. 154 
Es lässt sich - um nochmals auf die von FORSTMOSER geprägte Formu-
lierung zurückzukommen - sagen, dass nicht nur im Privatrecht die eigen-
ständige Rechtspersönlichkeit der AG respektiert wird, so lange «das Spiel 
der AG gespielt wird». Auch im Sozialversicherungsrecht wird die Rechts-
persönlichkeit respektiert. Wie dargelegt kann die in der Praxis gängige Qua-
lifikation der in ihrer AG tätigen Alleinaktionärinnen als Arbeitnehmende 
mit den gebräuchlichen Kriterien, die für die Abgrenzung von selbständiger 
und unselbständiger Erwerbstätigkeit angewendet werden, nur in beschränk-
tem Umfang erklärt werden. Es fragt sich deshalb, ob es das Sozialver-
sicherungsrecht mit dem «Spiel der AG» nicht gelegentlich etwas übertreibt. 
Je nach Ausgestaltung der Rechtsbeziehungen zwischen der Alleinaktionärin 
und ihrer AG wäre es vermutlich häufiger als praktiziert möglich, eine selb-
ständige Erwerbstätigkeit anzunehmen; als selbständig empfinden sich zu-
mindest die Alleinaktionärinnen, die in ihrer eigenen AG tätig sind. Auch 
umgangssprachlich wird ein in der eigenen AG beschäftigter Alleinaktionär 
in der Regel als «Selbständigem bezeichnet. Gegen eine Ausweitung der 
Qualifikation der Mitarbeit in der eigenen AG als selbständige Erwerbs-
tätigkeit können indes vor allem Gründe der Praktikabilität und der Rechts-
sicherheit vorgebracht werden. 
Das Sozialversicherungsrecht verfügt über die nötigen Instrumente, um a11-
falligen Missbräuchen der Rechtspersönlichkeit der Einpersonen-AG zu be-
gegnen: Vor allem die «Beitragshinterziehung» durch die versteckte oder 
verdeckte Zuwendung von Erträgen aus dem Arbeitsergebnis an den Allein-
aktionär kann mit der praktizierten wirtschaftlichen Anknüpfung im Bei-
154 Siehe bei Fn. 148 ff. 
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tragsrecht befriedigend bewältigt werden. 155 In der Arbeitslosenversicherung 
begegnen Gesetzgebung und Praxis möglichen Missbräuchen durch den 
Leistungsausschluss von Arbeitnehmern in arbeitgeberähnlicher Ste11ung. 156 
Den in ihrer eigenen AG beschäftigten A1leinaktionären wird durch ihre 
regelmässige Qualifikation als unselbständig Erwerbstätige ein Schutz zuteil, 
den sie vieHeicht gar nicht wollen und a11enfa11s auch gar nicht nötig haben. 
Immerhin stehen diesen Nachteilen auch Vorteile gegenüber: Zu nennen ist 
zunächst die mit der Gründung einer Einpersonen-AG in der Regel an-
gestrebte Haftungsbeschränkung. Weiter entsprechen sich in der Regel die 
steuer- und sozialversicherungsrechtliche Qualifikation des Erwerbseinkom-
mens. Mit der steuerrechtliehen Qualifikation als unselbständiges Einkom-
men sind wiederum auch Vorteile verbunden, da die als Lohn ausgerichteten 
Beträge nicht der wirtschaftlichen Doppelbelastung unterliegen. 
Bei der eingangs geste11ten Frage, ob es für ein Einzelunternehmen ratsam 
ist, die AG als Trägerform zu wählen, spielt damit das Sozialversicherungs-
recht sicher eine wichtige Rolle, aus der Sicht der Unternehmerinnen und 
Unternehmer aber wohl nicht die Hauptrolle. 
155 Oben, Ziff. III. 2. 
156 Oben, Ziff. V. I . 
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